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A Tragende Gründe und Beschluss 

A-1 Rechtsgrundlagen 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beschließt nach § 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 6 SGB V 
zur Sicherung der ärztlichen Versorgung u. a. die Richtlinie über die Verordnung von Heil-
mitteln in der vertragsärztlichen Versorgung. Sie dient der Gewähr einer nach den Regeln 
der ärztlichen Kunst und unter Berücksichtigung des allgemeinen anerkannten Standes der 
medizinischen Erkenntnisse ausreichenden, zweckmäßigen und wirtschaftlichen Versorgung 
der Versicherten mit Heilmitteln. 

Die Neufassung der Heilmittel-Richtlinie setzt den Beschluss des G-BA vom 21.06.2005 um. 
Danach soll die Bezeichnung Richtlinie im Singular verwendet werden, der G-BA als Norm-
geber angegeben werden, eine Inhaltsübersicht der Richtlinie vorangestellt werden und eine 
Untergliederung der Richtlinie nach einem einheitlichen Muster unter Benennung von Para-
graphen, Absätzen und Sätzen erfolgen. Weiterhin wird mit der Überarbeitung der Richtlinie 
der Beschluss des G-BA vom 09.12.2006 umgesetzt. Danach soll bei der Abfassung von 
Richtlinien dem Grundsatz der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
Rechnung getragen werden.  

Darüber hinaus wird die Richtlinie an wenigen Stellen an geänderte gesetzliche Bestim-
mungen und an Vorschriften der Verfahrensordnung des G-BA (VerfO) angepasst. Die 
Änderungen der zum 01.07.2008 neugefassten §§ 91 Abs. 9, 124, und 125 SGB V sind 
hierin ebenfalls berücksichtigt.  

Vor Entscheidungen des G-BA über die Heilmittel-Richtlinie wurde nach § 92 Abs. 6 
S. 2 SGB V den hierzu berechtigten Organisationen der betroffenen Heilmittelerbringer auf 
Bundesebene sowie nach § 91 Abs. 5 SGB V der Bundesärztekammer Gelegenheit zur 
Abgabe einer Stellungnahme zu der geplanten Richtlinienänderung gegeben. Die 
Stellungnahmen wurden in die Entscheidung einbezogen. 
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A-2 Eckpunkte der Entscheidung 

A-2.1 Formale Überarbeitung 

Mit den formalen Anpassungen sollen die Beschlüsse des Gemeinsamen 
Bundesausschusses vom 21.06.2005, vom 19.12.2006 sowie vom 10.05.2007 zur 
Vereinheitlichung der Richtlinie und zur Nennung der geschlechtlichen Paarformen 
umgesetzt werden. Dementsprechend wird das Regelwerk im Singular („Heilmittel-
Richtlinie“) bezeichnet und durch Paragraphen anstelle von Nummern strukturiert. 

Die wesentlichen Änderungen betreffen die äußere Umgestaltung der Richtlinie hinsichtlich 
einer Gliederung nach Abschnitten, Paragraphen, Absätzen und Sätzen. Dabei erwies es 
sich als nicht tragfähig, lediglich die alten Abschnittsüberschriften I. bis X. in entsprechend 
lautende Paragraphen umzuwandeln; ein solches Vorgehen hätte zu einer ausufernd langen 
Absatz- und Satzfolge innerhalb der (wenigen) Paragraphen geführt und zudem die vorher 
vorhandene weitere Nummernuntergliederung inhaltswidrig vereinheitlicht. Es war deshalb 
erforderlich, mit der Paragraphierung eine weitere Gliederungsebene einzufügen; da insoweit 
nicht die ehemaligen Abschnittsüberschriften verwendet werden konnten, waren (neue) 
Paragraphenüberschriften einzufügen. 

An wenigen Stellen (z. B. § 3 Abs. 3 (alt: 10); § 28 Abs. 4 (alt: 17.B 3); § 27 (alt: 17.B 1 und 
2) war die Verschiebung von Textpassagen notwendig, um eine sachliche Zuordnung der 
Norminhalte zu den Paragraphenüberschriften zu gewährleisten. 

Die vorliegende Neufassung der Heilmittel-Richtlinie nennt durchgängig die geschlechtliche 
Paarform (Genderung) und setzt damit den G-BA-Beschluss vom 21.06.2005 um.  
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A-2.2 Inhaltliche Überarbeitung 

 

Zu § 1 Grundlagen 
Die Vorschrift wurde redaktionell an die geänderten gesetzlichen Vorschriften angepasst. 
Der Verweis in Absatz 1 auf die Regelung des § 34 SGB V wurde gestrichen. In Absatz 4 
wird „Spitzenverbände der Krankenkassen“ ersetzt durch „GKV-Spitzenverband“. Die 
Änderung in Absatz 5 beruht auf der Regelung des § 124 Abs. 5 SGB V. 

Zu § 3 Voraussetzungen der Verordnung 
In Absatz 5 wurde in Anlehnung an die von der WHO erstellte und herausgegebene 
Klassifikation zur Beschreibung des funktionalen Gesundheitszustandes, der Behinderung, 
der sozialen Beeinträchtigung sowie der relevanten Umweltfaktoren vom Menschen ICF 
(International Classification of Functioning, Disability and Health) der Begriff 
„Schädigung/Funktionsstörung“ durch den Begriff „funktionelle/strukturelle Schädigungen“ 
ersetzt.  

Die Begriffe „Schädigung/Funktionsstörung“ und „Fähigkeitsstörungen“, die bereits in den 
Heilmittel-Richtlinien aus dem Jahr 2000 genutzt wurden, entsprachen der Systematik der 
ICIDH (International Classification of Impairments, Disabilities and Handicaps = 
Internationale Klassifikation von Schädigungen, Fähigkeitsstörungen und Beein-
trächtigungen). 

Mit der Anlehnung an die Nomenklatur der ICF (Internationale Klassifikation der Funk-
tionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit) werden jetzt die Schädigungen der Körper-
struktur und Körperfunktion (in der jetzigen Heilmittel-Richtlinie als funktionelle/strukturelle 
Schädigungen bezeichnet), die Beeinträchtigungen der Aktivitäten (Fähigkeitsstörungen) 
sowie die personen- und umweltbezogenen Kontextfaktoren berücksichtigt. Vergleichbare 
Formulierungen finden sich auch in der Hilfsmittel-Richtlinie des Gemeinsamen 
Bundesausschusses. Somit berücksichtigt die Heilmittel-Richtlinie jetzt auch die von der 
WHO verabschiedete ICF-Systematik. 

Zu § 6 Verordnungsausschlüsse 
Absatz 2 präzisiert den Regelungsinhalt der bisherigen Nr. 16.3 der Heilmittel-Richtlinien. Es 
wird verdeutlicht, dass eine Abgrenzung zwischen den in die Leistungspflicht der Ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV) fallenden medizinischen Maßnahmen und anderen 
nicht-medizinischen, z. B. schulischen oder heilpädagogischen Maßnahmen erforderlich ist. 
So sind beispielsweise Leistungen nach dem SGB V von Leistungen zur Teilhabe am Leben 
in der Gemeinschaft nach dem 7. Kapitel des SGB IX (insb. Heilpädagogische Leistungen 
nach §§ 55 Abs. 2 Nr. 2, 56 SGB IX) abzugrenzen. Erzieherische, schulische, soziale bzw. 
sozialpädiatrische Leistungen beziehen sich auf die soziale Dimension der Erkrankung und 
stellen somit keine medizinische Indikation zur Verordnung von Heilmitteln dar. Die 
Patientenvertretung hält die Ergänzung von Satz 1 und 2 in § 6 Abs. 2 für entbehrlich. Die 
Abgrenzung zu Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft ist in der 
ursprünglichen Regelung enthalten. 
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Zu § 7 Verordnung im Regelfall; Erst- und Folgeverordnung 

Bei der Ergänzung in Absatz 4 handelt es sich um eine notwendige Klarstellung, die sich aus 
dem Konsentierten Fragen-/Antwortenkatalog der Spitzenverbände der Krankenkassen und 
der Kassenärztliche Bundesvereinigung zu den Heilmittel-Richtlinien nach § 92 SGB V mit 
Inkraftsetzung zum 1. Juli 2004, Nr. 3 (Stand: 22.11.2005), ergibt, mit der 
Auslegungsschwierigkeiten bei der Anwendung der alten Richtlinienfassung verhindert 
werden sollten. Bei zwei Regelfällen, die im zeitlichen Zusammenhang entstehen, sind zwei 
separate Verordnungen auszustellen. Dies gilt sowohl bei unabhängigen Erkrankungen einer 
Diagnosegruppe als auch bei Erkrankungen aus unterschiedlichen Diagnosegruppen. 

Bei der Ergänzung in Absatz 9 handelt es sich ebenfalls um eine notwendige Klarstellung, 
mit der Auslegungsschwierigkeiten in der Praxis begegnet wird. Sie entspricht dem gemein-
samen Fragen-/Antwortenkatalog der Spitzenverbände der Krankenkassen und der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung [Nr. 24]. Für die Gesamtverordnungsmenge ist die 
Verordnungsmenge des vorrangigen Heilmittels entscheidend, sofern in Kombination ver-
ordnet wird. 

Zu § 8 Verordnung außerhalb des Regelfalls 
Die Ergänzung in Absatz 1 Satz 3 erfolgt gemäß dem gemeinsamen Fragen-/Antworten-
katalog der Spitzenverbände der Krankenkassen und der Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung [Nr. 32]. Eine Verordnung von Massagen außerhalb des Regelfalls ist möglich, 
wenn diese im Regelfall möglich war. Ihre Anzahl ist jedoch für alle Verordnungen außerhalb 
des Regelfalls zusammen begrenzt auf die für den Regelfall festgelegte Menge. 

Absatz 2 stellt klar, dass bei Verordnungen außerhalb des Regelfalls nach vorausgegangen 
Heilmittelanwendungen kein behandlungsfreies Intervall einzuhalten ist. 

Zu § 8 Abs. 4 und 5: Neuregelung zum Genehmigungsvorbehalt; Möglichkeit der lang-
fristigen Genehmigung von Verordnungen außerhalb des Regelfalls in besonderen 
Fällen 
§ 7 der Heilmittel-Richtlinie (alt: 11.2-11.4) differenziert zwischen der Erst- und Folgever-
ordnungen im Regelfall innerhalb einer grundsätzlich als ausreichend angesehenen 
Gesamtverordnungsmenge und einer ausnahmsweise zulässigen Verordnung außerhalb des 
Regelfalls insbesondere bei langfristig notwendigen Verordnungen, die aufgrund einer 
weiterführenden Diagnostik einer besonderen Begründung mit prognostischer Einschätzung 
bedürfen. 

Den Übergang von der Heilmittelverordnung im Regelfall zu weiteren Verordnungen im Aus-
nahmefall (Verordnungen außerhalb des Regelfalls) bildet das Genehmigungsverfahren des 
§ 8 (alt: 11.5). An diesem Genehmigungsverfahren wird grundsätzlich festgehalten. Aufgrund 
der spezifischen Problemlagen bei schwereren Erkrankungen mit einem hohen 
Behandlungsbedarf, die erst zu einer Differenzierung zwischen Regelfall und Ausnahmefall 
und der besonderen Begründungspflicht für eine Fortsetzung der Verordnungen geführt 
haben, ist grundsätzlich auch eine Überprüfung der Plausibilität von Verordnungen 
außerhalb des Regelfalls sinnvoll. Das Genehmigungsverfahren dient zudem der 
hinreichenden Absicherung der Leistungspflicht der Krankenkasse bei medizinisch 
notwendigen Folgeverordnungen.  

Eine Krankenkasse hat jedoch die Möglichkeit, auf die Durchführung des Genehmigungs-
verfahrens zu verzichten. Macht sie davon Gebrauch, muss sie diesen Verzicht als 
Genehmigung gegen sich gelten lassen. Anderenfalls würde weder der Versicherte noch der 
behandelnde Arzt wissen, welche Konsequenzen die Krankenkasse für ihre Leistungspflicht 
aus der vom Arzt für die Fortsetzung der Heilmitteltherapie gegebenen besonderen 
Begründung ableitet. 

Die ausdrücklich oder durch Verzicht auf das Genehmigungsverfahren generell erteilte 
Genehmigung einer Verordnungsmöglichkeit zu Lasten der Krankenkassen über den 
Regelfall hinaus bezieht sich auf den jeweiligen Versicherten. Denn diesem wird hierdurch 
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sein Leistungsanspruch gegenüber seiner Krankenkasse bestätigt, mit der Folge, dass der 
vom Versicherten gewählte zugelassene Leistungserbringer die verordneten Leistungen 
erbringen und vertragsgemäß mit der Krankenkasse abrechnen kann. 

In diesem Zusammenhang wird die Heilmittel-Richtlinie in § 8 Abs. 5 auch um eine Regelung 
bezüglich einer langfristigen Genehmigung von Heilmittel-Verordnungen bei schweren, 
dauerhaften funktionellen und strukturellen Schädigungen ergänzt. Die Regelung trägt 
insbesondere den Fällen Rechnung, in denen der Behandlungsbedarf mit Heilmitteln für 
einen längeren Zeitraum feststeht und wenn hinsichtlich des Krankheitsstatus des 
Versicherten keine Veränderung hinsichtlich der Notwendigkeit einer Therapie mit Heilmitteln 
zu erwarten ist (z. B. dauerhaft behandlungsbedürftige funktionelle/strukturelle 
Schädigungen. Die Etablierung eines besonderen Begründungsverfahrens wird vom G-BA 
mehrheitlich für nicht erforderlich gehalten, da der in Frage kommende kleine 
Kreis schwerstbehinderter, fortlaufend behandlungsbedürftiger Patienten bei der 
Krankenkasse bekannt ist. 

Nach mehrheitlicher Auffassung im G-BA kann die Neufassung des § 8 Abs. 4 und 5 keine 
Regelung zu Fragen der Wirtschaftlichkeit umfassen. Hierfür enthalten vielmehr §§ 84 Abs. 7 
S. 6 und 106 Abs. 5a S. 6-10 SGB V spezifische gesetzliche Regelungen, die eine Vorgabe 
durch den G-BA nicht gestatten. Die Genehmigung bzw. der Verzicht auf die Genehmigung 
hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeitsprüfungen nach § 106 
SGB V.  

Im Rahmen von Wirtschaftlichkeitsprüfungen nach § 106 SGB V wird zwischen zwei Arten 
von Praxisbesonderheiten unterschieden: Kosten verordneter Heilmittel, die durch vorab 
anerkannte Praxisbesonderheiten bedingt sind, sollen gemäß § 106 Abs. 5a Satz 7 SGB V 
vor der Einleitung eines Prüfverfahrens von den Verordnungskosten eines Arztes abgezogen 
werden. Weitere Praxisbesonderheiten gemäß § 106 Abs. 5a Satz 8 SGB V ermittelt die 
Prüfungsstelle auf Antrag des Arztes im laufenden Prüfverfahren. 

Der Rechtsprechung des BSG zu Folge ist eine Konzentration der Behandlung von 
Personen mit schwerwiegenden Behinderungen und hohen Behandlungsbedarf der typische 
Fall einer anzuerkennenden Praxisbesonderheit. Das BSG nimmt Bezug auf die 
Zusammensetzung der Patientenklientel einer Arztpraxis, die in den Praxen der 
Vergleichsgruppe nicht in entsprechender Weise anzutreffen sind. Inwieweit sich die 
Zusammensetzung der Patientenklientel einer Arztpraxis von anderen unterscheidet, kann 
jedoch nicht vorab, sondern nur im Nachhinein feststellt werden. Vor diesem Hintergrund 
wird eine Anerkennung von Verordnungen für Menschen mit schwerwiegenden 
Behinderungen mit längerfristigem Heilmittelbedarf als weitere, im Einzelfall zu 
berücksichtigende Praxisbesonderheit gemäß § 106 Abs. 5a Satz 8 SGB V für sachgerecht 
gehalten, sofern in einer ärztlichen Praxis überdurchschnittlich viele betroffene Patienten 
behandelt werden. 

Eine Vorab-Anerkennung als Praxisbesonderheit wäre nur dann sachgerecht, wenn 
bestimmte Erkrankungsbilder stets mit einem definierten Heilmittelbedarf einhergingen. Dies 
ist aber selbst bei schwerwiegenden, irreversiblen Behinderungen nicht zwingend der Fall. 
Auch hier hängt der Heilmittelbedarf von den Ausprägungen der jeweiligen funktionellen/ 
strukturellen Schädigung ab und ist somit im Einzelfall zu beurteilen. 

Die Patientenvertretung unterstützte die Neuregelungen, votierte jedoch zudem für eine 
Regelung zur Einzelwirtschaftlichkeit von langfristigen Verordnungen. 

 
Zu § 11 Abs. 2 S. 3 u. 4: Ort der Leistungserbringung; Heilmittelerbringung in 
Tageseinrichtungen für Kinder und Jugendliche 
Die geltende Regelung, unter welchen Voraussetzungen die Heilmittelerbringung außerhalb 
der Praxis möglich ist, wird um eine neue Option ergänzt. Bisher ist die Heilmittelerbringung 
möglich in den Räumlichkeiten des Therapeuten oder als Hausbesuch außerhalb der Praxis. 
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Hausbesuche sind jedoch nur möglich, wenn hierfür medizinische Gründe vorliegen. Die 
Behandlung in einer Einrichtung ist keine ausreichende medizinische Begründung für die 
Verordnung eines Hausbesuches. 

Die neue Regelung des § 11 Abs. 2 S. 3 u. 4 ergänzt die bestehenden Möglichkeiten 
dahingehend, dass die Behandlung außerhalb der Praxis ohne Verordnung eines 
Hausbesuches dann möglich ist, wenn es sich bei den Versicherten um Kinder und 
Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, ggf. darüber hinaus bis zum 
Abschluss der bereits begonnenen schulischen Ausbildung handelt, die ganztägig in einer 
auf deren Förderung ausgerichteten Tageseinrichtung untergebracht sind. Die 
Heilmittelerbringung in diesen Einrichtungen hängt von der Feststellung des verordnenden 
Arztes ab, der den Therapiebedarf, die Therapiefähigkeit sowie Ziel und Prognose der 
Therapie vor dem Hintergrund der besonderen Schwere und Langfristigkeit einer 
funktionellen/strukturellen Schädigung sowie möglicher Beeinträchtigungen der Aktivitäten 
(Fähigkeitsstörungen) feststellt. Die Tageseinrichtung muss auf die Förderung dieses 
Personenkreises ausgerichtet sein und die Behandlung in dieser Einrichtung durchgeführt 
werden. Bei einer auf Förderung des oben genannten Personenkreises ausgerichteten 
Tageseinrichtung kann es sich auch um eine Regelschule handeln, wenn diese die 
Voraussetzungen des § 11 Abs. 2 Satz 4 erfüllt. Diese Regelung eröffnet insbesondere die 
Möglichkeit, unter Berücksichtigung des Art. 24 UN-BRK (Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen) Heilmittel auch in 
Inklusionsschulen erbringen zu können. Die Erweiterung der Regelung, dass die Leistung 
ggf. über das 18. Lebensjahr hinaus in der Einrichtung erbracht werden kann, trägt dem 
Ansinnen der Patientenvertretung Rechnung, dass eine bereits begonnene 
Heilmittelbehandlung in einer der o. g. Einrichtungen nicht mit Erreichen des 18. 
Lebensjahres abgebrochen werden muss, sondern auch darüber hinausgehend für die 
Dauer der an die Einrichtung gebundenen schulischen Ausbildung fortgesetzt bzw. beendet 
werden kann. 

Sinn der Regelung ist es, den Zugang zur Möglichkeit der Heilmittelerbringung in 
Einrichtungen für Kinder und Jugendliche nachhaltig zu erleichtern. 

Die Regelung trägt der Lebenswirklichkeit behinderter Kinder bzw. deren Eltern Rechnung, 
denen es bei ganztägiger Unterbringung in den genannten Einrichtungen nur schwer möglich 
ist, die Praxis eines Heilmittelerbringers zur Inanspruchnahme verordneter Leistungen 
aufzusuchen. In diesen Fällen besteht kein Anspruch auf die Verordnung eines 
Hausbesuchs. Die Behandlung in einer Einrichtung wird in diesen Fällen der Behandlung in 
einer Praxis eines Heilmittelerbringers gleichgestellt. Mehrkosten im Vergleich zur 
Leistungserbringung in der Therapiepraxis können somit nicht begründet  werden. 

Die Patientenvertretung unterstützte die vorgesehene Änderung, votierte jedoch weiterhin für 
eine Aufhebung der vorgesehenen Altersbegrenzung. Nach Einschätzung der Mitglieder des 
G-BA sei eine Streichung der Altersbegrenzung aus leistungsrechtlichen Gründen nicht 
möglich.  

 

Zu § 12 Auswahl der Heilmittel [Gesamtverordnungsmenge außerhalb des Regelfalls] 
In Absatz 1 sind analog zur Änderung in § 3 Abs. 4 die Begriffe Schädigung, 
Funktionsstörung und Fähigkeitsstörung nach ICF durch funktionelle/strukturelle 
Schädigung, Beeinträchtigung der Aktivitäten unter Berücksichtigung der individuellen 
Kontextfaktoren ersetzt worden. 

Der Begriff „Beeinträchtigung der Aktivitäten“ ersetzt nach ICF den Begriff 
„Fähigkeitsstörungen“. Darüber hinaus kann die Berücksichtigung der individuellen 
Kontextfaktoren grundlegend für die Indikation von Heilmitteln sein. 

Bei der Ergänzung in Absatz 4 Satz 2 handelt es sich um eine Ergänzung entsprechend 
dem gemeinsamen Fragen-/Antwortenkatalog der Spitzenverbände der Krankenkassen und 
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der Kassenärztlichen Bundesvereinigung [Nr. 12]. Maßnahmen der Elektrostimulation 
können wie die der Elektrotherapie oder Ultraschallwärmetherapie als ergänzende Heilmittel 
ohne ein vorrangiges oder optionales Heilmittel verordnet werden, sofern der Heilmittel-
Katalog diese Maßnahmen indikationsbezogen als ergänzende Heilmittel vorsieht. 

Bei den ergänzten Sätzen 3 und 4 in Absatz 4 handelt es sich um eine notwendige 
Klarstellung aus dem gemeinsamen Fragen-/Antwortenkatalog der Spitzenverbände der 
Krankenkassen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung [Nr. 13], mit der 
Auslegungsschwierigkeiten verhindert werden sollen. Es kann maximal ein ergänzendes 
Heilmittel verordnet werden.  

Bei der Ergänzung Absatz 5 Satz 2 handelt es sich um eine Klarstellung entsprechend dem 
gemeinsamen Fragen-/Antwortenkatalog der Spitzenverbände der Krankenkassen und der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung [Nr. 33], mit der Auslegungsschwierigkeiten verhindert 
werden sollen. Die standardisierte Heilmittelkombination kann somit einmalig außerhalb des 
Regelfalls verordnet werden, wenn dies im Regelfall nicht erfolgt ist; die Verordnungsmenge 
ist auch bei einer Verordnung außerhalb des Regelfalls auf die im Regelfall vorgesehene 
Menge begrenzt.  

Bei den ergänzten Sätzen 2 und 3 in Absatz 7 handelt es sich wiederum um eine 
notwendige Klarstellung aus dem gemeinsamen Fragen-/Antwortenkatalog der 
Spitzenverbände der Krankenkassen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung [Nr. 51]. 
Soweit in Einzelfällen notwendig, kann in der Ergotherapie die Verordnungsmenge je 
Verordnungsblatt bzw. die Gesamtverordnungsmenge bezogen auf eine Erkrankung einer 
Diagnosegruppe auch auf zwei vorrangige Heilmittel aufgeteilt werden. Dabei darf insgesamt 
die maximale Verordnungsmenge je Verordnungsblatt und die Gesamtverordnungsmenge 
insgesamt nicht überschritten werden. In diesen Fällen erfolgt die Verordnung der 
vorrangigen Ergotherapiemaßnahmen in einer Zeile. Die Verordnungsmenge ist in diesen 
Fällen insgesamt anzugeben und jeweils unmittelbar vor das vorrangige Heilmittel zu 
schreiben. 

Bei dem ergänzten Satz 2 in Absatz 8 handelt es sich um eine notwendige Klarstellung aus 
dem gemeinsamen Fragen-/Antwortenkatalog der Spitzenverbände der Krankenkassen und 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung [Nr. 13]. Die gleichzeitige Verordnung von 
Heilmitteln aus verschiedenen Abschnitten D, E, F und G der Heilmittel-Richtlinie bei 
entsprechender Indikation ist zulässig. Zwei Heilmittel aus verschiedenen Abschnitten des 
Heilmittel-Katalogs können nicht auf einem Verordnungsvordruck verordnet werden. Sie 
müssen auf zwei getrennten Vordrucken verordnet werden. Diese Regelung ist notwendig, 
da die unterschiedlichen Verordnungsvordrucke die notwendigen medizinischen Daten zur 
Durchführung der Heilmitteltherapie enthalten. 

Zu § 13 Verordnungsvordruck 
In Absatz 2 wurde in der Aufzählung der Spiegelstrich „Therapiebericht (ja oder nein)“ 
hinzugefügt. Bezüglich des Therapieberichts ist bei jeder Verordnung zwischen ja und nein 
mit einem Kreuz in den dafür vorgesehenen Kästchen zu entscheiden. Diese Ergänzung 
folgt dem gemeinsamen Fragen-/Antwortenkatalog der Spitzenverbände der Krankenkassen 
und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung [Nr. 17]. Zu dem Spiegelstrich zur 
Therapiedauer wurde bezüglich der Manuellen Lymphdrainage zur Klarstellung die 
Kurzbezeichnung der im Heilmittel-Katalog festgelegten Behandlungszeiten MLD-30, MLD-
45, MLD-60 ergänzt. 

Bei dem Zusatz zu den im Spiegelstrich geforderten Therapieziel(en) im gleichen Absatz 
handelt es sich um eine Ergänzung aus dem gemeinsamen Fragen-/Antwortenkatalog der 
Spitzenverbände der Krankenkassen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung [Nr. 18]. 
Für die Stimm-, Sprech- und Sprachtherapie sowie für die Ergotherapie ist neben dem 
Diagnosenschlüssel immer die konkrete Diagnose und die Leitsymptomatik anzugeben, da 
die funktionellen/strukturellen Schädigungen im Gegensatz zu den Maßnahmen der 
Physikalischen Therapie nicht in einem Indikationsschlüssel kodiert sind. Dem 
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Heilmittelerbringer muss allerdings die funktionelle/strukturelle Schädigung benannt werden, 
damit eine sachgerechte Therapie erfolgen kann. Therapieziele müssen nur dann 
angegeben werden, wenn sie nicht aus der Diagnose bzw. Leitsymptomatik hervorgehen. 

Zu § 15 Beginn der Heilmittelbehandlung 
In Absatz 1 ist der Zeitraum bis zum Beginn der Behandlung auf einheitlich 14 Kalendertage 
für alle Therapien außer der Podologischen Therapie mit 28 Kalendertagen festgelegt 
worden. Zur Klarstellung wurde „Tage“ durch „Kalendertage“ ersetzt. 

Zu § 16 Durchführung der Heilmittelbehandlung 
In Absatz 1 wurde ein Verweis auf § 13 Abs. 2 eingefügt, dass die für die Durchführung der 
Behandlung erforderlichen Angaben auf dem Verordnungsvordruck aufgeführt werden 
müssen. In Absatz 3 wurde zur Klarstellung „Tage“ durch „Kalendertage“ ersetzt. 

Zu § 18 Massagetherapie 
In Absatz 2 Nr. 7 lit. a) bezieht sich die MLD-30 auf die Behandlung eines Körperteils, in lit. 
b) die MLD-45 auf die Behandlung von zwei Körperteilen und in lit. c) die MLD-60 auf die 
Behandlung von schwergradigen Lymphödemen von zwei Körperteilen. Die behandelbaren 
Körperteile werden in den darauffolgenden Aufzählungen genannt. Diese ist nicht 
abschließend. Im bisherigen Richtlinientext war zu MLD-45 und MLD-60 die Behandlung des 
Kopfes nicht erwähnt. Diese Ergänzung folgt dem gemeinsamen Fragen-/ Antwortenkatalog 
der Spitzenverbände der Krankenkassen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung [Nr. 
37b]. Wenn der Kopf als Körperteil genannt wird, wurde der Zusatz „einschließlich des 
Halses“ hinzugefügt. Der Terminus „Rücken“ ersetzt den Terminus „Wirbelsäulenabschnitt“, 
der Terminus „Rumpf“ den Terminus „Bauch“.  

Zu § 19 Bewegungstherapie 
In Absatz 1 wurde „von therapeutischen Techniken“ durch „dieser Maßnahmen“ als 
redaktionelle Klarstellung ersetzt. In Absatz 3 wurde unter Nr. 3 klargestellt, dass zur 
Krankengymnastik die „Allgemeine Krankengymnastik (KG)“ auch die Atemtherapie zählt. 
Deshalt wurder der Zusatz „bzw. KG-Atemtherapie“ ergänzt.  

Mit der Änderung der Nr. 3 c) wird klargestellt, dass die KG-Mukoviszidose (KG-Muko) nicht 
nur zur Behandlung von pulmonalen Schädigungen bei einer vorliegenden Mukoviszidose 
verordnet werden kann. Auch bei anderen schweren Lungenerkrankungen, die sich von der 
Leitsymptomatik ähnlich wie eine Mukoviszidose präsentieren, kann ebenfalls eine 
Verordnung von KG-Muko erfolgen. Eine korrespondierende Änderung des Heilmittel-
Kataloges in der Diagnosegruppe AT 3 wurde ebenfalls vorgenommen. 

Für diese zeitlich aufwendigere Krankengymnastik zur Behandlung von schweren 
Atemerkrankungen wie der Mukoviszidose wurde die Abkürzung KG-Muko eingeführt.  

Zu § 20 Traktionsbehandlung 
Die Anwendungsorte der Traktionsbehandlung ergeben sich aus dem Heilmittel-Katalog und 
wurden deswegen in Satz 1 des Richtlinientexts gestrichen.  
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Zu § 24 Thermotherapie (Wärme-/ Kältetherapie) 
In Absatz 3 wurde die Traktionsbehandlung gestrichen. Da die Traktionsbehandlung ein 
ergänzendes Heilmittel ist, kann sie nicht zusammen mit der Wärme- und Kälteapplikation 
verordnet werden, die ihrerseits ein ergänzendes Heilmittel ist (vgl. § 12 Abs. 4). 

Zu § 28 Inhalt der Podologischen Therapie 
In Absatz 4 Nr. 4 wird ausgeführt, dass die geschlossene Fehlbeschwielung (Wagner-
Stadium 0) an einem anderen Ort an einem Fuß mit bereits vorliegenden Hautdefekten und 
Entzündungen im Bereich Wagner-Stadium 1 bis Wagner-Stadium 5 von einem Podologen 
behandelt werden darf. 

Zu § 40 Therapieergänzende Maßnahmen 
Zur Thermotherapie wurde § 40 um weitere Erläuterungen zur Zweckbestimmung der ergo-
therapeutischen Schienen ergänzt sowie die Reihenfolge der genannten Schienen 
angepasst. 

 

Zum Zweiten Teil der Richtlinie: Heilmittel-Katalog 
Im Heilmittel-Katalog wurden die Kopfzeilen der ICF-Systematik angepasst. 

 

Maßnahmen der physikalischen Therapie:  

In diesem Abschnitt werden in der Kopfzeile des Heilmittelkataloges die Begriffe 
„Schädigung/Funktionsstörung“ durch „funktionelle/strukturelle Schädigungen“ ersetzt. 

 
Bei den Diagnosegruppen ZN 1 und ZN 2 wurde die Muskeldystrophie als ein weiteres 

Beispiel aufgenommen. Bei den Aufzählungen der Indikationen für die Diagnosegruppen 

handelt es sich aber nach wie vor um eine nicht abschließende Liste. 

Angepasst wurden außerdem die Diagnosegruppen AT1 bis AT3. Diese Änderungen 
betreffen jedoch nicht die Schaffung neuer Heilmittel, sondern sind Ergänzungen zum 
bisherigen Heilmittelkatalog. So wurde in der Diagnosengruppe AT1 in dem 
Indikationsschlüssel AT1a in der Spalte „funktionelle/strukturelle Schädigungen“ eine 
Ergänzung der Schädigung „ggf. auch Auswurf“ vorgenommen. Dies beinhaltet dann die 
Möglichkeit, die Inhalation als ergänzendes Heilmittel bei diesem Indikationsschlüssel zu 
verordnen.  

In der Diagnosegruppe AT2 wurden zusätzliche Beispiele für Atemwegserkrankungen 
aufgeführt. Ebenso wurde bei der Leitsymptomatik AT2a die Schädigung „ggf. auch Auswurf“ 
ergänzt, so dass auch hier eine Inhalation als ergänzendes Heilmittel verordnungsfähig ist.  

In der Diagnosegruppe AT3 wurde klargestellt, dass die KG Mukoviszidose nicht nur bei 
einer Mukoviszidose, sondern auch bei Lungenerkrankungen mit vergleichbaren 
funktionellen/strukturellen Schädigungen verordnet werden kann. Die Schädigung wurde 
ergänzt um „ggf. mit Auswurf bei sehr produktiver Bronchitis und/oder Obstruktion, 
Bronchiektasen; respiratorische Insuffizienz“, so dass auch hier die Inhalation als 
ergänzendes Heilmittel unter dem Indikationsschlüssel AT3a verordnet werden kann. 

Maßnahmen der podologischen Therapie:  

In diesem Abschnitt werden in der Kopfzeile des Heilmittelkataloges die Begriffe 
„Schädigung/Funktionsstörung“ durch „funktionelle/strukturelle Schädigungen“ ersetzt. 

Maßnahmen der Stimm-, Sprech- und Sprachtherapie:  
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Diese Ersetzung der Begriffe „Schädigung/Funktionsstörung“ durch den Begriff 
„funktionelle/strukturelle Schädigungen“ erfolgt ebenfalls in der Kopfzeile des 
Heilmittelkataloges zur Stimm-, Sprech- und Sprachtherapie. 

Maßnahmen der Ergotherapie:  

Im Abschnitt „Maßnahmen der Ergotherapie“ wird in der Kopfzeile neben der Änderung 
„Schädigung/Funktionsstörung“ in „funktionelle/strukturelle Schädigungen“ der Begriff 
„Fähigkeitsstörungen“ geändert in „Beeinträchtigung der Aktivitäten (Fähigkeitsstörungen)“. 
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A-3 Würdigung der Stellungnahmen 
Der G-BA hat die eingegangenen Stellungnahmen gewürdigt. Aus den Stellungnahmen 
ergeben sich begründete Änderungsvorschläge in Bezug auf die Änderung der Heilmittel-
Richtlinie. Das Stellungnahmeverfahren ist in Abschnitt A-5 dokumentiert. 
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A-4 Verfahrensablauf 
 

Gremium Datum Beratungsgegenstand 

UA Heil- und 
Hilfsmittel 

 

08.11.2005 Umsetzung des Beschlusses vom 21.06.2005 
über die einheitliche Gestaltung der 
Richtlinien des G-BA zusammen mit der 
Anpassung der Heilmittel-Richtlinien an die 
Verfahrensordnung des G-BA. 

UA Heil- und 
Hilfsmittel 

27.05.2008 Überarbeitung der Heilmittel-Richtlinien 

AG Überarbeitung 
der Heilmittel-
Richtlinien 

10.09.2008 Überarbeitung der Heilmittel-Richtlinien 

UA Veranlasste 
Leistungen 

21.10.2008 Überarbeitung der Heilmittel-Richtlinien 

AG Überarbeitung 
der Heilmittel-
Richtlinien 

19.06.2009 
 

Überarbeitung der Heilmittel-Richtlinien 

UA Veranlasste 
Leistungen 

12.08.2009 Überarbeitung der Heilmittel-Richtlinien -  
Beschluss zur Einleitung des Stellungnahme-
verfahrens im Plenum 

AG Überarbeitung 
der Heilmittel-
Richtlinien 

14.09.2009 Überarbeitung der Heilmittel-Richtlinien 
Zweiter Teil (Heilmittel-Katalog) 

UA Veranlasste 
Leistungen 

07.10.2009 Neufassung der Heilmittel-Richtlinien -  
Bestätigung des Beschlusses zur Einleitung 
des Stellungnahmeverfahrens im Plenum 

G-BA 17.12.2009 Beschluss zur Einleitung des 
Stellungnahmeverfahrens 

 

UA Veranlasste 
Leistungen 

17.02.2010 
12.04.2010 
06.10.2010 

Beauftragung der AG  
Sachstandbericht 
Auswertung der Stellungnahmen 

AG Überarbeitung 
der Heilmittel-
Richtlinien 

28.05.2010 
01.09.2010 
22.11.2010 

 

Auswertung der Stellungnahmen 
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Gremium Datum Beratungsgegenstand 

UA Veranlasste 
Leistungen 

08.12.2010 Abschließende Beratung der Beschluss-
vorlage 

G-BA 20.01.2011 Beschluss des G-BA zur Neufassung der 
Heilmittel-Richtlinie (HeilM-RL) 
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A-5 Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 
Übersicht der eingegangenen Stellungnahmen anlässlich des geseztlichen Stellung-
nahmeverfahrens gemäß § 92 Abs. 6 SGB V zur Neufassung der Heilmittel-Richtlinie: 
formale und inhaltliche Bearbeitung. 

A-5.1 Einleitung des Stellungnahmeverfahrens 

Der G-BA hat in seiner Sitzung am 17.12.2009 beschlossen vor einer Neufassung der 
Heilmittel-Richtlinie ein Stellungnahmeverfahren einzuleiten (siehe Kapitel 5.6.1). Dazu hat 
er den Organisationen nach § 92 Abs. 6 S. 2 i. V. m. § 125 Abs. 1 S. 1 2. Hs. SGB V 
Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben. Zudem wurde die 
Bundesärztekammer nach § 91 Abs. 5 SGB V die Abgabe einer Stellungnahme ermöglicht 
(siehe Kapitel 5.6.4). 

A-5.2 Eingegangene Stellungnahmen 

Insgesamt sind in der Geschäftsstelle 14 Stellungnahmen eingegangen; darunter die 
Stellungnahmen der Bundesärztekammer sowie fünf der zur Stellungnahme berechtigten 
Organisationen, die nach § 92 Abs. 6 S. 2 i. V. m. § 125 Abs. 1 S. 1 2. Hs. SGB V, in die 
Entscheidung einzubeziehen sind. 

A-5.2.1 Stellungnahmen der zur Stellungnahme berechtigten Organisationen nach 
§92 Abs. 6 SGB V 

Von den folgenden 5 der nach § 92 Abs. 6 S. 2 i. V. m. § 125 Abs. 1 S. 1 2. Hs. SGB V zur 
Abgabe einer Stellungnahme berechtigten und als solche anerkannten für die 
Wahrnehmung der Interessen von Heilmittelerbringern maßgeblichen Spitzen-
organisationen auf Bundesebene ist eine Stellungnahme eingegangen: 
Lfd. 
Nr. 

Organisation Eingangsdatum 

1.  Zentralverband der Podologen und Fußpfleger 
Deutschlands e. V. (ZFD) 

19.01.2010 

2.  Deutscher Bundesverband der akademischen 
Sprachtherapeuten (dbs) 

26.01.2010 

3.  Verband deutscher Podologen (VDP) e.V. 27.01.2010 

4.  Bundesarbeitsgemeinschaft der Heilmittelverbände 
e. V. (BHV) 

8.01.2010 

5.  Deutscher Bundesverband der Atem-, Sprech- und 
Stimmlehrer/innen, Lehrervereinigung Schlaffhorst-
Andersen e. V. (dba) 

28.01.2010 
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A-5.2.2 Stellungnahmen von nicht zur Stellungnahme berechtigten Organisationen 
Lfd. 
Nr. 

Organisation Eingangsdatum 

6.  Diakonie Bundesverband 28.01.2010 

7.  Deutsche Vereinigung für Rehabilitation (DVfR) 26.01.2010 

8.  Bundesverband evangelische Behindertenhilfe 
e.V. (BeB) 

27.01.2010 

9.  Deutscher Rheuma-Liga Bundesverband 28.01.2010 

10.  Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V. 28.01.2010 

 

A-5.2.3 Verspätet eingegangene Stellungnahmen von nicht zur Stellungnahme 
berechtigten Organisationen 

Die Stellungnahmen der folgenden nicht zur Stellungnahmeberechtigten Organisationen sind 
nach Ablauf der Stellungnahmefrist in der Geschäftsstelle des G-BA eingangen: 

Lfd. 
Nr. 

Organisation Eingangsdatum 

11.  Der Paritätische Gesamtverband 03.02.2010 

12.  AWO Bundesverband e.V. 04.02.2010 

13.  Anwaltskanzlei Bill, Galland, Koch, Braun 08.03.2010 

 

Die nach Fristende eingegangenen Stellungnahmen von nicht zur Stellungnahme 
berechtigten Organisationen wurden in die Entscheidung einbezogen, insoweit wie die 
Änderungen, zu denen Stellung genommen wurde, Gegenstand des 
Stellungnahmeverfahrens waren. 

A-5.2.4 Stellungnahme der Bundesärztekammer (BÄK) nach § 91 Abs. 5 SGB V 
Die Bundesärztekammer hat mit Schreiben vom 28.01.2010 (per E-Mail eingegangen am 
selben Tag, per Post eingegangen am 02.02.2010) zur Richtlinienänderung Stellung 
genommen. 
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A-5.3 Erörterung der Stellungnahmen  

A-5.3.1 Auswertung der Stellungnahmen zu den redaktionellen Änderungen 
Org. Stellungnahme und Änderungs-

vorschlag 
Würdigung der Stellungnahmen  

 § 1 Grundlagen Abs. 2  

dbs Begrüßt Anpassung an die UN-Konvention 
über die Rechte von Menschen mit 
Behinderung 

Kenntnisnahme 

BHV Formulierungsvorschlag: Kenntnisnahme. Hierzu wird keine 
Änderung vorgesehen.  
Die Formulierung orientiert sich 
am Wortlaut der §§ 27 Abs. 1 und 
92 Abs. 1 SGB V. Die gesonderte 
Aufnahme von Palliativpatienten 
ist nicht erforderlich, da sie bereits 
vom bestehenden 
Krankheitsbegriff und 
insbesondere vom Begriff der 
"chronischen Erkrankung“ umfasst 
sind. Heilmittelverordnungen im 
Rahmen der SAPV sind nicht 
Gegenstand der vertragsärztlichen 
Versorgung sondern in 
Einzelverträgen nach § 132d SGB 
V zu regeln. 

 Den besonderen 
Belangen psychisch Kranker von 
Menschen mit psychischen Erkrankungen 
und/oder chronischen Erkrankungen, von 
Menschen mit Behinderung, oder solchen, 
die von Behinderung bedroht sind, 
behinderter oder von Behinderung 
bedrohter sowie chronisch kranker sowie 
schwerkranker und sterbender Menschen 
(Palliativpatienten) ist bei der Versorgung 
mit Heilmitteln Rechnung zu tragen. 

 § 1 Abs. 10 neu einfügen  

BHV Formulierungsvorschlag:

 

 Vertragsärztinnen 
und Vertragsärzte und Krankenkassen 
haben die Versicherten, die an einer 
unheilbaren progredienten, 
fortgeschrittenen Erkrankung mit 
begrenzter Lebenserwartung leiden, im 
Rahmen einer APV (Allgemeine 
Palliativversorgung) oder SAPV 
(Spezialisierte Ambulante 
Palliativversorgung) ausreichend und 
zweckmäßig mit Heilmitteln zu versorgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Siehe vorgenannte Begründung 

 § 2 Heilmittel  
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Org. Stellungnahme und Änderungs-
vorschlag 

Würdigung der Stellungnahmen  

BHV Physikalischen Therapie ersetzen durch 
Physiotherapie 

Kenntnisnahme. Keine Richt-
linienänderung angezeigt. § 124 
Abs. 1 SGB V benutzt den Begriff 
physikalische Therapie für die 
Legaldefinition. 

Die Verwendung des Begriffs 
„physikalische Therapie“ orientiert 
sich am Wortlaut des § 124 Abs. 1 
SGB V. Korrespondierend führt 
auch der Einheitliche 
Bewertungsmaßstab in Nr. 30.4 
den Begriff „Physikalische 
Therapie“ mit den nachfolgenden 
Gebührenordnungspositions-
nummern. 

 

A-5.3.2 Auswertung der Stellungnahmen zur inhaltlichen Überarbeitung 

Org. Stellungnahme und Änderungs-
vorschlag 

Würdigung der Stellungnahmen  

 § 3 Voraussetzungen der Verordnung 
§ 3 Abs. 5 

 

dbs Der dbs begrüßt die Anpassung an die ICF, 
allerdings darf kein Ausschlusscharakter 
„sondern nur dann“ definiert werden; 
darüber hinaus fehlt der Bereich der 
Partizipation der ICF. Die Formulierung 
sollte daher wie folgt lauten: 
Formulierungsvorschlag:

Kenntnisnahme.  
 

 Die Indikation für 
die Verordnung von Heilmitteln ergibt sich 
nicht aus der Diagnose allein, sondern nur 
dann wird ergänzt um die, wenn unter 
Gesamtbetrachtung (ICF) der funktionellen/ 
strukturellen Schädigungen, der 
Beeinträchtigung der Aktivitäten 
(Fähigkeitsstörungen) und der Partizipation 
unter Berücksichtigung der individuellen 
Kontextfaktoren in Bezug auf Person und 
Umwelt eine Heilmittelanwendung 
notwendig ist. 

Der Teilhabe- bzw. 
Partizipationsbegriff der ICF sowie 
des 9. Sozialgesetzbuches 
umfasst Aspekte, die nicht 
Gegenstand der Heilmittel-
versorgung als Bestandteil der 
Krankenbehandlung nach § 27 
SGB V sind. Die Einschränkung 
des Krankheitsbegriffs um die 
Teilhabe ist für eine Abgrenzung 
der Zuständigkeit anderer 
Sozialleistungsträger geboten. 
 

BHV Formulierungsvorschlag: Die Indikation für 
die Verordnung von Heilmitteln ergibt sich 
nicht aus der Diagnose allein, sondern nur 
dann, wenn unter Gesamtbetrachtung (ICF) 
der funktionellen/strukturellen 
Schädigungen, der Beeinträchtigung der 
Aktivitäten (nach ICIDH 
Fähigkeitsstörungen) sowie der 
Einschränkung der Partizipation unter 
Berücksichtigung der individuellen 
Kontextfaktoren in Bezug auf Person und 
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Org. Stellungnahme und Änderungs-
vorschlag 

Würdigung der Stellungnahmen  

Umwelt eine Heilmittelanwendung 
notwendig ist.  

dba Formulierungsvorschlag: Die Indikation für 
die Verordnung von Heilmitteln ergibt nicht 
sich aus der Diagnose allein, sondern nur 
dann, wenn unter Gesamtbetrachtung (ICF) 
der funktionellen/strukturellen 
Schädigungen, der Beeinträchtigung der 
Aktivitäten (Fähigkeitsstörungen), unter 
Berücksichtigung der individueller 
Kontextfaktoren in Bezug auf Person und 
Umwelt eine Heilmittelanwendung 
notwendig ist. 

BÄK Das in der aktuellen Richtlinie im Kontext 
mit der Auswahl und Anwendung (insb. der 
Verordnungsmenge) von Heilmitteln 
verwendete Begriffspaar „Schädigung/ 
Funktionsstörung“ soll zwecks Anpassung 
an die durch die von der WHO erstellte und 
herausgegebene International 
Classification of Functioning, Disability and 
Health – ICF (Klassifikation zur 
Beschreibung des funktionalen 
Gesundheitszustandes, der Behinderung, 
der sozialen Beeinträchtigung sowie der 
relevanten Umweltfaktoren) durch das 
Begriffspaar „funktionelle/strukturelle 
Schädigungen“ ersetzt werden. Der 
gleichfalls bereits in der aktuellen Richtlinie 
verwendete Begriff „Fähigkeitsstörungen“ 
wird weiter verwendet, rückt allerdings in 
Klammern hinter die neue Formulierung 
„Beeinträchtigung der Aktivitäten“. Ergänzt 
wird gemäß ICF außerdem die 
„Berücksichtigung der individuellen 
Kontextfaktoren in Bezug auf Person und 
Umwelt“. 
 
Die Anpassung an die ICF ist konsequent, 
zumal dies auch in der Hilfsmittel-Richtlinie 
vollzogen worden ist. Der Wortlaut 
zwischen den beiden Richtlinien ist 
allerdings nicht vollständig 
übereinstimmend. Es wäre aber vor allem 
zu hinterfragen, ob die Formulierung in § 3 
Abs. 5 tatsächlich den Gedanken der ICF 
korrekt wiedergibt. Laut der über das 
DIMDI zu beziehenden deutschen 
Übersetzung der ICF bilden Schädigungen, 
Funktionsstörungen und (soziale) 
Beeinträchtigungen eine dreigliedrige 
Klassifikation. Mit der Formulierung der 

 



A TRAGENDE GRÜNDE UND BESCHLUSS 

 

21 
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vorschlag 

Würdigung der Stellungnahmen  

Richtlinie „Beeinträchtigung der Aktivitäten 
(Fähigkeitsstörungen)“ werden die beiden 
letzten Glieder dieser ICF-Klassifikation zu 
einer Ebene zusammengezogen, während 
die Berücksichtigung kontextueller oder 
umweltbezogener Faktoren die Rolle der 
dritten Ebene in der Richtlinie übernimmt, 
obwohl diese Bedeutung aus der ICF-
Klassifikation so nicht abzuleiten ist. Zu 
vermissen ist die Berücksichtigung der 
Beeinträchtigung der Partizipation (dritte 
Ebene der ICF-Gliederung), die von der 
Beeinträchtigung der Aktivitäten 
abzugrenzen ist. Dies gilt auch deshalb, 
weil der verordnende Arzt nach § 3 Abs. 5 
gerade eine Gesamtbetrachtungen der 
Beeinträchtigungen vorzunehmen hat, von 
denen die Beeinträchtigung der Teilhabe 
aus medizinisch-therapeutischer Sicht nicht 
getrennt werden kann. § 3 Abs. 5 sollte 
daher so umgearbeitet werden, dass er die 
ICF korrekt wiedergibt oder zumindest um 
den Verweis auf die Beeinträchtigung der 
Teilhabe ergänzt werden. 

 § 6 Verordnungsausschlüsse  

dbs Diese Regelung widerspricht der klaren 
Regelung in § 3 Abs. 2, nach der Heilmittel 
auch dann verordnet werden können, wenn 
sie notwendig sind,  

• eine Schwächung der Gesundheit, 
die in absehbarer Zeit 
voraussichtlich zu einer Krankheit 
führen würde, zu beseitigen 

• einer Gefährdung der 
gesundheitlichen Entwicklung eines 
Kindes entgegenzuwirken oder 

• Pflegebedürftigkeit zu vermeiden 

Darüber hinaus würde durch § 6 Abs. 2 
quasi eine Prüfung des Arztes durch den 
Therapeuten eingeführt. § 6 Abs. 2 ist 
daher zu streichen. 

Richtlinienänderung angezeigt. 
Eine klarstellende Formulieung 
wurde vorgenommen („der in § 3 
Abs. 2 genannten 
Voraussetzungen“). 
 

BHV Streichung der ersten beiden Sätze. Eine klarstellende Umformulierung 
ist erfolgt. 

dba Formulierungsvorschlag zu Satz 1:   
Maßnahmen, die nicht aufgrund einer 
behandlungsbedürftigen Krankheit, der 
Beseitigung der Schwächung der 
Gesundheit, dem Entgegenwirken der 
Gefährdung der gesundheitlichen 
Entwicklung eines Kindes und der 

Zusatz nach „§124“ SGB V 
zugelassenen 
Heilmittelerbringerinnen und 
Heilmittelerbringern  
 
Der Vorschlag des dba zu Satz 2 
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vorschlag 

Würdigung der Stellungnahmen  

Vermeidung oder Verminderung von 
Pflegebedürftigkeit veranlasst und durch-
geführt werden, dürfen nicht zu Lasten der 
GKV verordnet und durchgeführt werden. 
Formulierungsvorschlag zu Satz 2:

stellt den Regelungsinhalt präziser 
dar und wird dementsprechend 
umgesetzt. 

 Dies gilt 
auch, wenn die Maßnahmen von 
Physiotherapeuten, Logopäden oder 
Ergotherapeuten nach SGB V 
zugelassenen Heilmittelerbringern und 
Heilmittelerbringerinnen durchgeführt 
werden.  

Stellungnahmen von nicht zur Stellungnahme berechtigten Organisationen: 
Diakonie 
 

Aus Sicht der Diakonie ist eine Änderung 
des § 6 entbehrlich, allerdings auch nicht 
schädlich. 

 

BeB 
 

Aus Sicht der BeB ist eine Änderung des § 
6 entbehrlich, allerdings auch nicht 
schädlich. 

 

Rheuma- 
Liga 

Mit §6 Absatz 2 werden medizinisch-
therapeutische Leistungen, die von der 
GKV erbracht werden, von Leistungen 
anderer Leistungsträger wie z.B. 
heilpädagogischen Maßnahmen der 
Sozialhilfeträger abgegrenzt.  Die 
Leistungen sind zu Lasten der GKV nur 
dann verordnungsfähig, wenn eine 
medizinische Indikation vorliegt.  

Die sowohl von der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft als auch vom 
GKV-Spitzenverband und der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
vorgeschlagenen Ergänzungen in Satz 1 
und Satz 2 in §6 Abs. 2 sind aus Sicht der 
Deutschen Rheuma-Liga entbehrlich, da 
sich eine allgemeine Abgrenzung bereits 
aus §3 Abs.2 ergibt. Die vorliegende 
Entwurfsfassung könnte bei 
Leistungserbringern zu Irritationen führen, 
die sich wiederum auf Verordnungspraxis 
auswirken könnte. Erfahrungen aus der 
Praxis zeigen, dass - trotz eventuell 
auftretender  fachlicher Abgrenzungs-
schwierigkeiten - die Versorgung mit 
Heilmitteln für die Zielgruppe funktioniert.  

Die bisher bestehende Formulierung ist 
daher beizubehalten. 

 

AWO Die vorgeschlagene Neufassung stellt 
weder eine inhaltliche Weiterentwicklung 
noch eine Präzisierung dar, die die 
Abgrenzung zukünftig erleichtern könnte. 
Statt dessen ist zu befürchten, dass die 
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vorschlag 

Würdigung der Stellungnahmen  

Neuformulierung bei den Beteiligten zu 
Irritationen führt, durch die eine 
angemessene Verordnungspraxis in Frage 
gestellt wird. 
 

 § 8 Verordnung außerhalb des 
Regelfalls 

 

Stellungnahmen von nicht zur Stellungnahme berechtigten Organisationen: 
Diakonie § 8 des Entwurfs zur Neufassung der 

Richtlinie vom 17.12.2009 enthält eine 
begrüßenswerte Regelung für die 
längerfristige Verordnung von Heilmitteln 
bei besonderen schweren und langfristigen 
Schädigungen und Beeinträchtigungen. Sie 
trägt dem bekannten Umstand Rechnung, 
dass bei einer Reihe schwerer und 
langfristiger Gesundheitsprobleme 
kontinuierlich Heilmittel in erheblichem 
Umfang über einen längeren Zeitraum 
benötigt werden, um massiven und 
fortschreitenden 
Funktionseinschränkungen zu begegnen. 
Indem die Verordnung in ausreichender 
Menge über einen längeren Zeitraum 
möglich wird, könnte die Verordnung von 
Heilmitteln deutlich vereinfacht werden. 
Zudem kann die Anerkennung von 
Praxisbesonderheiten bei der Versorgung 
mehrerer Patienten in einer Praxis 
erleichtert werden. 
Nach Auffassung der Diakonie kommt es 
allerdings darauf an, das 
Genehmigungsverfahren einfach und 
praktikabel zu gestalten und keine Hürden 
durch den Umfang der ärztlichen 
Begründung oder durch andere 
Formalitäten aufzubauen. Auch muss 
rechtzeitig klar sein, nach welchen Kriterien 
Anträge der Versicherten von den 
Krankenkassen beurteilt werden sollen. Bei 
der Festlegung der Kriterien sollten die 
Patientenvertreter und die 
Leistungserbringer sowie Experten in der 
medizinischen Versorgung behinderter 
Menschen beteiligt werden. Wir teilen die 
Auffassung, dass genehmigte 
Langfristverordnungen bei 
Regressverfahren gegenüber den 
Arztpraxen Praxisbesonderheiten 
begründen können und insofern bei der 
Prüfung der Einhaltung der Richtgrößen 
nicht angerechnet werden sollen. Für den 
verordnenden Arzt darf die Verordnung von 
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vorschlag 

Würdigung der Stellungnahmen  

Heilmitteln für behinderte Menschen kein 
unkalkulierbares Regressrisiko darstellen. 
Ob der von Ihnen vorgeschlagene 
Kompromiss in der von Ihnen 
vorgeschlagenen Form umgesetzt werden 
kann oder auf der Ebene der Länder mit 
den regionalen KVen und 
Krankenkassenverbänden umgesetzt 
werden muss, können wir nicht beurteilen 
und möchten Sie daher bitten, die 
Umsetzung in absehbarer Zeit seitens des 
G-BA zu überprüfen. 

DVfR 

Caritas 

§ 8 des Entwurfes zur Neufassung der 
Richtlinie enthält eine Regelung für die 
längerfristige Verordnung von Heilmitteln 
bei besonders schweren und langfristigen 
Schädigungen und Beeinträchtigungen. Sie 
trägt dem Umstand Rechnung, dass bei 
einer Reihe schwerer und langfristiger 
Gesundheitsprobleme Heilmittel in 
erheblichem Umfang kontinuierlich oder 
zumindest über einen längeren Zeitraum 
benötigt werden, um erheblichen und ggf. 
fortschreitenden 
Funktionseinschränkungen zu begegnen.  
Indem die Verordnung von Heilmitteln über 
den Regelfall und die Regelung außerhalb 
des Regelfalles hinaus in ausreichender 
Menge über einen längeren Zeitraum 
möglich wird, könnte die Verordnung von 
Heilmitteln deutlich vereinfacht werden. 
Zudem kann die Anerkennung von 
Praxisbesonderheiten bei der Versorgung 
mehrerer Patienten in einer Praxis 
erleichtert werden.  
 
Allerdings ist bei der Umsetzung darauf zu 
achten, dass das Genehmigungsverfahren 
einfach und praktikabel gestaltet wird und 
bei dem Verfahren keine Hürden durch 
einen zu hohen Aufwand für die 
Statusfeststellung bzw. die ärztliche 
Begründung oder andere Formalitäten 
errichtet werden. Auch muss rechtzeitig 
klar sein, nach welchen Kriterien die 
Anträge der Versicherten von den 
Krankenkassen beurteilt werden sollen. Bei 
der Festlegung der Kriterien sollten 
Patientenvertreter, die Leistungserbringer 
sowie Experten in der medizinischen 
Versorgung behinderter Menschen beteiligt 
werden. 
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vorschlag 

Würdigung der Stellungnahmen  

Genehmigte Langfristverordnungen sollten 
bei Regressverfahren gegenüber den 
Arztpraxen in besonderer Weise 
Praxisbesonderheiten begründen können 
und insofern bei der Prüfung der Einhaltung 
der Richtgrößen Berücksichtigung finden. 
Ziel muss es sein, dass für den 
verordnenden Arzt die Verordnung von 
Heilmitteln für behinderte Menschen zum 
Zeitpunkt der Verordnung kein 
unkalkulierbares Regressrisiko bedeutet.  
 
Es ist allerdings zu prüfen, ob Regelungen 
in der Heilmitterichtlinie überhaupt mit 
Problemen der Wirtschaftlichkeitsprüfung 
und der Einhaltung von Richtgrößen 
verknüpft werden dürfen bzw. ob die 
Heilmittelrichtlinien dafür überhaupt der 
richtige Ort sein können, diese Problematik 
zu regeln. Denn die Richtgrößenprüfung 
bezieht sich ja nicht primär auf die 
Verordnung und ihre Begründung im 
Einzelfall sondern darauf, ob in der 
jeweiligen Praxis so viele Behandlungsfälle 
mit besonderem Behandlungsbedarf 
vorhanden sind, dass sie eine 
Überschreitung der Richtgrößen der Praxis 
rechtfertigen.  
Es lassen sich sicherlich geeignete 
Regelungsorte für diese Problematik 
finden, z. B. auch auf der Ebene der 
Länder, vgl. dazu die bisherige Regelung in 
Nordrhein. 

Parität § 8 des Entwurfes zur Neufassung der 
Richtlinie enthält eine Regelung für die 
längerfristige Verordnung von Heilmitteln 
bei besonders schweren und langfristigen 
Schädigungen und Beeinträchtigungen. Sie 
trägt dem Umstand Rechnung, dass bei 
einer Reihe schwerer und langfristiger 
Gesundheitsprobleme Heilmittel in 
erheblichem Umfang kontinuierlich oder 
zumindest über einen längeren Zeitraum 
benötigt werden, um erheblichen und ggf. 
fortschreitenden 
Funktionseinschränkungen zu begegnen. 
 
Indem die Verordnung von Heilmitteln über 
den Regelfall und die Regelung 
außerhalb des Regelfalles hinaus in 
ausreichender Menge über einen längeren 
Zeitraum möglich wird, könnte die 
Verordnung von Heilmitteln deutlich 

 



A TRAGENDE GRÜNDE UND BESCHLUSS 

 

26 

Org. Stellungnahme und Änderungs-
vorschlag 

Würdigung der Stellungnahmen  

vereinfacht werden. Zudem kann die 
Anerkennung von Praxisbesonderheiten 
bei der Versorgung mehrerer Patienten in 
einer Praxis erleichtert werden. Allerdings 
ist bei der Umsetzung darauf zu achten, 
dass das Genehmigungsverfahren einfach 
und praktikabel gestaltet wird und bei dem 
Verfahren keine Hürden durch einen zu 
hohen Aufwand für die Statusfeststellung 
bzw. die ärztliche Begründung oder andere 
Formalitäten errichtet werden. Auch muss 
rechtzeitig klar sein, nach welchen Kriterien 
die Anträge der Versicherten von den 
Krankenkassen beurteilt werden sollen. Bei 
der Festlegung der Kriterien sollten 
Patientenvertreter/ innen, die 
Leistungserbringer sowie Experten in der 
medizinischen Versorgung behinderter 
Menschen beteiligt werden. Genehmigte 
Langfristverordnungen sollten bei 
Regressverfahren gegenüber den Arzt-
praxen in besonderer Weise Praxis-
besonderheiten begründen können und 
insofern bei der Prüfung der Einhaltung der 
Richtgrößen Berücksichtigung finden. Ziel 
muss es sein, dass für den verordnenden 
Arzt die Verordnung von Heilmitteln für 
behinderte Menschen zum Zeitpunkt der 
Verordnung kein unkalkulierbares 
Regressrisiko bedeutet. 
Es ist allerdings zu prüfen, ob Regelungen 
in der Heilmittelrichtlinie überhaupt mit 
Problemen der Wirtschaftlichkeitsprüfung 
und der Einhaltung von Richtgrößen 
verknüpft werden dürfen bzw. ob die 
Heilmitteirichtlinien dafür überhaupt der 
richtige Ort sein können, diese Problematik 
zu regeln. Denn die Richtgrößenprüfung 
bezieht sich ja nicht primär auf die 
Verordnung und ihre Begründung im 
Einzelfall sondern darauf, ob in der 
jeweiligen Praxis so viele Behandlungsfälle 
mit besonderem Behandlungsbedarf 
vorhanden sind, dass sie eine 
Überschreitung der Richtgrößen der Praxis 
rechtfertigen. Es lassen sich sicherlich 
geeignete Regelungsorte für diese 
Problematik finden, z. B. auch auf der 
Ebene der Länder, vgl. dazu die bisherige 
Regelung in Nordrhein/Westfalen. 

AWO Diese Regelung wird von der AWO 
begrüßt. Der AWO Bundesverband weist 
allerdings auf die Bedeutung eines einfach 
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Würdigung der Stellungnahmen  

und praktikabel gestalteten 
Genehmigungsverfahren hin. Es dürfen 
keine Hürden durch den Umfang der 
ärztlichen Begründung oder durch andere 
Formalitaten aufgebaut werden. Auch muss 
rechtzeitig klar sein, nach welchen Kriterien 
Anträge der Versicherten von den 
Krankenkassen beurteilt werden sollen. 
Eine Beteiligung von Patientenvertretern, 
Leistungserbringern und Experten in der 
medizinischen Versorgung behinderter 
Menschen bei der Festlegung der Kriterien 
ist aus Sicht des AWO Bundesverbandes 
zwingend notwendig. 
 

 § 8 Verordnung außerhalb des 
Regelfalls 
Abs. 4 

 

dbs Zu Satz 2: Eine Kostenübernahme muss 
nach wie vor bis zum Zugang einer 
Entscheidung und nicht nur bis zur 
Entscheidung selbst gewährleistet sein. 
Zu Satz 3ff:

Kenntnisnahme.  

 Der dbs begrüßt die 
Möglichkeit von Langfristgenehmigungen, 
bedauert jedoch sehr den Wegfall der mit 
der Erstfassung zugesandten Sätze 7 und 
8, die den verordnenden Ärzten mehr 
Rechtssicherheit geben und damit zu einer 
verantwortungsvollen Heilmittelversorgung 
beitragen könnten. 

Formulierung aus der gültigen 
Richtlinie (11.5) wird beibehalten 
und gegendert. 
 

BHV Formulierungsvorschläge 
zu Satz 1 Ergänzung:

 

 Dies gilt nicht für 
Verordnungen für Patienten mit einer 
ärztlichen palliativen Diagnose. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 
Die gesonderte Aufnahme von 
Palliativpatienten ist nicht 
erforderlich, da sie bereits vom 
bestehenden Krankheitsbegriff 
und insbesondere vom Begriff der 
„chronischen Erkrankung“ umfast 
sind. Heilmittelverordnungen im 
Rahmen der SAPV sind nicht 
Gegenstand der vertragsärzt-
lichen Versorgung sondern in 
Einzelverträgen nach § 132d 
SGB V zu regeln. 
 
Kenntnisnahme. Formulierung aus 
der gültigen Richtlinie (11.5) wird 
beibehalten und gegendert:  
„Nach Vorlage der Verordnung 
durch die oder den Versicherten 
übernimmt die Krankenkasse die 
Kosten des Heilmittels 
unabhängig vom Ergebnis der 
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zu Satz 2:

 

 Nach Vorlage der Verordnung 
durch die oder den Versicherten übernimmt 
die Krankenkasse zunächst bis zum 
Zugang der schriftlichen zur Entscheidung 
über die Genehmigung beim 
Versicherten/Heilmittelerbringer die Kosten 
des Heilmittels. 

 
 
 
 
 
 
 
 
zu Satz 5:

seiner funktionellen/strukturellen 
Schädigungen, der Beeinträchtigungen der 
Aktivitäten, der Einschränkung der 
Partizipation und des nachvollziehbaren 
Therapiebedarfs die verordneten 
Leistungen in dem verordneten Umfang 
langfristig genehmigt werden können. 

 Auf Antrag der oder des 
Versicherten entscheidet die Krankenkasse 
darüber, ob der oder dem Versicherten 
wegen der sich aus der ärztlichen 
Begründung ergebenden besonderen 
Schwere und Langfristigkeit ihrer oder 

 
 
Ergänzung Satz 7:

Entscheidung über den 
Genehmigungsantrag, längstens 
jedoch bis zum Zugang einer 
Entscheidung über die Ablehnung 
der Genehmigung.“ 

 Alle Verordnungen, die 
innerhalb des genehmigten Zeitraums 
ausgestellt werden, können nach Maßgabe 
dieser Richtlinie ohne weitere 
Genehmigung durchgeführt werden. 

 
 
Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 
Der Teilhabe- bzw. Partizipations-
begriff der ICF sowie des 9. 
Sozialgesetzbuches umfasst 
Aspekte, die nicht Gegenstand 
der Heilmittelversorgung als 
Bestandteil der Krankenbe–
handlung nach § 27 SGB V sind. 
Die Einschränkung des 
Krankheitsbegriffs um die 
Teilhabe ist für eine Abgrenzung 
der Zuständigkeit anderer 
Sozialleistungsträger geboten. 
 
 
Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 

dba Formulierungsvorschlag zu Satz 2: 

der Entscheidung über die Genehmigung. 

Nach 
Vorlage der Verordnung durch die oder den 
Versicherten übernimmt die Krankenkasse 
zunächst bis zur Entscheidung über die 
Genehmigung die Kosten des Heilmittels. 
die Kosten des Heilmittels bis zur 
Bekanntgabe 

 
Anmerkung zu Satz 6:

Kenntnisnahme. Formulierung 
aus der gültigen Richtlinie (11.5) 
wird beibehalten und gegendert. 

 Die Formulierung: 
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,,Die Genehmigung kann zeitlich befristet 
werden, soll aber mindestens ein Jahr 
umfassen" ist missverständlich; denn: 
gemäß 5 B (1) Satz 5 ist die 
Verordnungsmenge begrenzt auf 12 
Wochen. 
Gemäß 5 B (4) Satz 5 ist 
Entscheidungsgrundlage für die 
Krankenkasse die 
verordnete Leistung in dem verordneten 
Umfang. 
Daraus folgt, dass die der Krankenkasse 
vorzulegende Verordnungsmenge 
auf 12 Wochen begrenzt sein muss und der 
Krankenkasse somit keine 
Verordnungsmenge für ein Jahr zur 
Entscheidung vorgelegt werden kann. 
Demzufolge ist eine zeitliche Befristung auf 
,,mindestens ein Jahr" nicht möglich. 
 
Außerdem ist zu beachten, dass in Fällen 
einer sehr geringen 
Regelverordnungsmenge (2. 8. ST1, ST2, 
SP2, SP3, RE2, SC2) die Behandlung 
außerhalb des Regelfalls unter 
Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit 
durchaus auch unter einem Jahr sinnvoll 
sein kann. 
 
 
 
 

Stellungnahmen von nicht zur Stellungnahme berechtigten Organisationen: 
Rheuma- 
Liga 

§8 Abs. 4 sieht einen 
Genehmigungsverzicht der Krankenkassen 
bei Verordnungen außerhalb des Regelfalls 
vor.  
 
Aus Sicht der Deutschen Rheuma-Liga 
besteht bei der Verordnung außerhalb des 
Regelfalls dringender Handlungsbedarf: 
Die Praxis hat gezeigt, dass es einerseits 
einen uneinheitlichen Umgang mit der 
Genehmigung der Verordnung außerhalb 
des Regelfalls seitens der Krankenkassen 
gibt (Genehmigungsverzicht). Andererseits 
führen regionale Regelungen zu 
Praxisbesonderheiten (Richtgrößen-
Vereinbarungen) zu einer uneinheitlichen 
Verordnungspraxis der erforderlichen 
Heilmittel. Dies liegt auch in der Angst der 
Ärzte vor Regressforderungen begründet. 
Die Feststellung der Praxisbesonderheit in 

Kenntnisnahme. 
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der Behandlung rheumatischer 
Erkrankungen würde zu einer einheitlichen 
Regelung  führen und eine 
Wirtschaftlichkeitsprüfung aufgrund der 
Überschreitung von Richtgrößen 
ausschließen. 
 
Im Hilfs- und Heilmittelreport 2009 der GEK 
wird ebenfalls darauf hingewiesen, dass 
insbesondere die Zahl der Verordnungen 
durch Fachärzte für Innere 
Medizin/Rheumatologie mit den 
bestehenden Heilmittelrichtgrößen kausal 
in Zusammenhang steht.  
 
Im Entwurf der Heilmittel-Richtlinien vom 
07.10. 2009 wurde gemeinsam von den 
Patientenvertretern mit den Bänken der 
KBV sowie der DKV hierzu ein 
Formulierungsvorschlag unterbreitet, der 
einen Dissens zur Haltung des GKV-
Spitzenverbandes Bund zeigt:  
 
“7Die Leistungen, für die die Krankenkasse 
die Genehmigung erteilt, gelten als 
wirtschaftlich im Sinne der §§12 und 70 
SGBV. 8Die Einhaltung der 
Gesamtwirtschaft bleibt unberührt.“ 
 
In der nun vorliegenden Entwurfsfassung 
vom 17.12. ist dieser Passus gestrichen. 
Die Deutsche Rheuma-Liga schlägt vor, 
den Formulierungsvorschlag wieder 
aufzunehmen. 

 § 11 Ort der Leistungserbringung 
Abs. 2 

 

dbs Wir begrüßen die neu geschaffene 
Möglichkeit der Behandlung von Kindern 
und Jugendlichen außerhalb der Praxis, 
z.B. in Kindergärten und Schulen. Damit 
wird der geänderten Lebenswirklichkeit der 
Familien auch in den Heilmittelrichtlinien 
Rechnung getragen. Die vorgesehene 
Altersbegrenzung kann jedoch gravierende 
Auswirkungen auf erwachsene behinderte 
Menschen in Tageseinrichtungen, wie z.B. 
Tagesförderstätten oder Werkstätten für 
behinderte Menschen haben. Hier ist eine 
entsprechende Klarstellung in dem Sinne 
erforderlich, dass diese Versorgung auch 
zukünftig nicht ausgeschlossen ist. 

Die Eingaben bezüglich der 
Altersbegrenzung wurden 
zusammenfassend beraten. 

In Satz 3 Zusatz „ggf. darüber 
hinaus bis zum Abschluss der 
bereits begonnenen schulischen 
Ausbildung“.  
 
Die Erweiterung der Regelung 
trägt dem Ansinnen Rechnung, 
dass eine bereits begonnene 
Heilmittelbehandlung in einer der 
o. g. Einrichtungen nicht mit 
Erreichen des 18. Lebensjahres 
abgebrochen werden muss, 
sondern auch darüber BHV Formulierungsvorschlag zu Satz 3: Ohne 

Mit Verordnung eines Hausbesuchs ist die 
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Behandlung außerhalb der Praxis des 
Therapeuten oder der Therapeutin 
ausnahmsweise für Kinder und Jugendliche 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr für 
Patienten möglich, die ganztägig in einer 
auf deren Förderung ausgerichteten 
Tageseinrichtung untergebracht sind, 
soweit § 6 Abs. 2 dem nicht entgegensteht. 

hinausgehend für die Dauer der 
an die Einrichtung gebundenen 
schulischen Ausbildung 
fortgesetzt bzw. beendet werden 
kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

dba Die Verordnung eines Hausbesuchs ist 
ausnahmsweise für Kinder und Jugendliche 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
möglich, die ganztägig in einer 
auf deren Förderung ausgerichteten 
Tageseinrichtung untergebracht 
sind, soweit 5 6 Abs. 2 dem nicht 
entgegensteht. 
 
Unabhängig davon sollte die Therapie 
grundsätzlich auch erwachsenen 
behinderten Menschen in ihrer 
Tageseinrichtung ermöglicht werden. 

BÄK Laut § 11 Abs. 2 Satz 3

Satz 3 ist insofern missverständlich, als 
hieraus eine Behandlungsmöglichkeit durch 
Therapeuten ohne ärztliche Verordnung 
herausgelesen werden könnte. Dass dies 
mit der neuen Ausnahmeregelung jedoch 
nicht intendiert ist, sondern dass die 
Erbringung von Heilmitteln durchgängig 
von einer ärztlichen Verordnung abhängig 
zu sein hat, sollte ev. in den tragenden 
Gründen klargestellt werden.  

 soll eine 
Behandlung außerhalb der Praxis des 
Therapeuten ohne ärztliche Verordnung 
eines Hausbesuchs möglich sein, wenn es 
sich bei den Versicherten um Kinder und 
Jugendliche bis zur Vollendung des 18. 
Lebensjahres handelt, die ganztägig in 
einer auf deren Förderung ausgerichteten 
Tageseinrichtung untergebracht sind.  

 
Stellungnahmen von nicht zur Stellungnahme berechtigten Organisationen: 

Diakonie In den Regelungen zum Ort der 
Leistungserbringung plädiert das 
Diakonische Werk der EKD für eine 
Ausnahmeregelung, die die bereits seit 
langem geübte gute Praxis in der 
Behindertenhilfe absichert: Nicht nur Kinder 
und Jugendliche sondern auch 
Erwachsene, die eine Werkstatt für 
behinderte Menschen oder eine 
Fördereinrichtung, z. B. eine 
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Tagesförderstätte aufsuchen, werden seit 
langem bei Bedarf dort behandelt und mit 
Heilmitteln versorgt. Nur in einzelnen 
Bundesländern bzw. von einzelnen Kassen 
wurde diese Lösung abgelehnt.  
 
Die im Änderungsentwurf vorgesehene 
Altersbegrenzung würde für erwachsene 
Menschen mit schwersten Behinderungen 
de facto zu einem Leistungsausschluss 
führen, die nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund der gerade ratifizierten UN-
Konvention über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen inakzeptabel ist. 
Das Diakonische Werk der EKD lehnt die 
Altersbegrenzung der Regelung in § 11 
deshalb ab und plädiert energisch für eine 
Regelung, die die an vielen Orten 
bewährte, den Grundsätzen der 
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 
entsprechende Praxis explizit absichert. 

DVfR 

Caritas 

In der vorgeschlagenen Regelung, dass 
Heilmittel unter bestimmten 
Voraussetzungen in Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe nur bis zum 18. 
Lebensjahr erbracht werden dürfen, sieht 
die DVfR eine erhebliche Gefährdung der 
bedarfsgerechten Versorgung von 
erwachsenen Menschen mit schweren  
Behinderungen, die tagsüber eine 
Einrichtung der Eingliederungshilfe oder 
der Tagespflege besuchen.  

Die DVfR plädiert für die vorgeschlagene 
Regelung, jedoch ohne Altersbegrenzung: 
Nicht nur Kinder und Jugendliche sondern 
auch Erwachsene mit schweren 
Behinderungen, die eine Werkstatt für 
behinderte Menschen oder 
Fördereinrichtungen wie z.B. 
Tagesförderstätten oder eine Tagespflege 
aufsuchen, sollen sinnvollerweise bei 
Bedarf dort behandelt und dort mit 
Heilmitteln versorgt werden können. 
 
Die DVfR lehnt deshalb die 
Altersbegrenzung in der Neufassung des § 
11 strikt ab und fordert die Einführung 
dieser Regelung auch für Erwachsene, die 
in Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
und der Tagespflege betreut werden. 

Eine Altersbegrenzung würde nach unserer 
Auffassung zudem Art. 25 BRK 
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widersprechen. 
BeB In den Regelungen zum Ort der 

Leistungserbringung plädiert der BeB für 
eine Ausnahmeregelung, die die bereits 
seit langem geübte gute Praxis in der 
Behindertenhilfe absichert: Nicht nur Kinder 
und Jugendliche sondern auch 
Erwachsene, die eine Werkstatt für 
behinderte Menschen oder eine 
Fördereinrichtung, z. B. eine 
Tagesförderstätte aufsuchen, werden seit 
langem bei Bedarf dort behandelt und mit 
Heilmitteln versorgt. Nur in einzelnen 
Bundesländern bzw. von einzelnen Kassen 
wurde diese Lösung abgelehnt.  
 
Die im Änderungsentwurf vorgesehene 
Altersbegrenzung würde für erwachsene 
Menschen mit schwersten Behinderungen 
de facto zu einem Leistungsausschluss 
führen, die nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund der gerade ratifizierten UN-
Behindertenrechts-konvention über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen 
inakzeptabel ist. 
Der BeB lehnt die Altersbegrenzung der 
Regelung in § 11 deshalb ab und plädiert 
energisch für eine Regelung, die die an 
vielen Orten bewährte, den Grundsätzen 
der Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 
entsprechende Praxis explizit absichert. 

 

Rheuma- 
Liga 

Mit der Neufassung der Heilmittel-Richtlinie 
wird die Behandlung außerhalb der Praxis 
eines Therapeuten, z. B. in 
Tageseinrichtungen oder Regelschulen, 
ohne Verordnung möglich. Einschränkend 
wird jedoch festgehalten, dass diese 
Regelung nur für Kinder und Jugendliche 
bis zum 18. Lebensjahr gültig ist, die 
ganztägig eine entsprechende 
Fördereinrichtung besuchen (§11 Abs. 2).  

Die Deutsche Rheuma-Liga begrüßt 
grundsätzlich die Ausweitung der 
Leistungserbringung auf Einrichtungen der 
Tagespflege, spricht sich allerdings für eine 
Aufhebung der vorgesehenen Altersgrenze 
von 18 Jahren aus.  

Die Leistungserbringung in entsprechenden 
Einrichtungen bezieht sich auf Personen 
mit einer besonders schweren und 
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langfristigen funktionellen und strukturellen 
Schädigung und Beeinträchtigung der 
Aktivitäten. Diese sollten nach Auffassung 
der Deutschen Rheuma-Liga auch noch 
nach der Vollendung des 18. Lebensjahrs 
von der Regelung profitieren können, 
beispielsweise wenn sie in einer Werkstatt 
für behinderte Menschen tätig sind. 

Parität In der vorgeschlagenen Regelung, dass 
Heilmittel unter bestimmten 
Voraussetzungen in Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe nur bis zum 18. 
Lebensjahr erbracht werden dürfen, sehen 
wir eine erhebliche Gefährdung der 
bedarfsgerechten Versorgung von 
erwachsenen Menschen mit schweren 
Behinderungen, die tagsüber eine 
Einrichtung der Eingliederungshilfe oder 
der 
Tagespflege besuchen. Aus diesem Grund 
ist die Regelung ohne Altersbegrenzung 
umzusetzen. Auch erwachsene Menschen 
mit schweren Behinderungen, die eine 
Werkstatt für behinderte Menschen oder 
Fördereinrichtungen wie z. B. Tages 
förderstätten oder eine Tagespflege 
aufsuchen, sollen sinnvollerweise bei 
Bedarf dort behandelt und dort mit 
Heilmitteln versorgt werden können. 
Da diese Regelung ohne Altersgrenze 
bislang schon überwiegend praktiziert wird 
sind aus unserer Sicht keine 
umfangreichen Mehraufwendungen zu 
erwarten. Es ist aus unserer Sicht nicht 
akzeptabel, dass aufgrund der geplanten 
Änderungen den Menschen der Zugang 
erschwert und sie über ungünstige 
Rahmenbedingungen von 
der Heilmittelerbringung ausgeschlossen 
werden. Der PARITÄTISCHE lehnt die 
Altersbegrenzung in der Neufassung des § 
11 ab und fordert die Einführung dieser 
Regelung auch für Erwachsene, die in 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe und 
der Tagespflege betreut werden. Eine 
Altersbegrenzung würde nach unserer 
Auffassung auch dem Art. 25 der 
Behindertenrechtkonvention 
widersprechen. Für Rückfragen 
stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 

 

AWO Wir lehnen allerdings ausdrücklich die 
vorgesehene Altersbegrenzung ab. Aus 
Sicht des AWO Bundesverbandes 
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widerspricht die Altersbegrenzung auch der 
im letzten Jahr ratifizierten UN-Konvention 
über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen. 

 § 12 Auswahl der Heilmittel 
Abs. 1 

 

dbs Auch hier fehlt wie in § 3 Abs. 5 die 
Partizipation; daher bitten wir um 
Ergänzung. 

Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 
 
Der Teilhabe- bzw. Partizipations-
begriff der ICF sowie des 9. 
Sozialgesetzbuches umfasst 
Aspekte, die nicht Gegenstand 
der Heilmittelversorgung als 
Bestandteil der Kranken-
behandlung nach § 27 SGB V 
sind. Die Einschränkung des 
Krankheitsbegriffs um die 
Teilhabe ist für eine Abgrenzung 
der Zuständigkeit anderer 
Sozialleistungsträger geboten. 
 

 § 12 Auswahl der Heilmittel 
Abs. 4 

 

BHV Streichung von Satz 2 

Formulierungsvorschlag zu Satz 5: 

Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. Liegen 

bei derselben Diagnose mehrere 
gleichrangige Schädigungen/ 
Funktionsstörungen vor, ist dennoch 
lediglich die gleichzeitige Verordnung von 
max. 2 Heilmitteln je Abschnitt des 
Heilmittelkatalogs, ggf. mit dem 
zugehörigen ergänzenden Heilmittel auf 
einer Verordnung zulässig oder nach dem 
Heilmittelkatalog ist eine „standardisierte 
Heilmittelkombination“ (D) indiziert. 

 
Der Formulierungsvorschlag der 
BHV ist im Kontext der Möglich-
keit zur isolierten Verordnung 
zweier ergänzender Heilmittel im 
Rahmen der medizinischen 
Überprüfung im nächsten 
Anpassungsverfahren zu 
bewerten. 

 § 13 Verordnungsvordruck 
Abs. 2 

 

dbs Zu Seite 3, 4. und letzter Spiegelstrich: Hier 
liegt eine doppelte Aufzählung vor; der 4. 
Spiegelstrich sollte gestrichen und das „ggf. 
Anforderung eines Therapieberichts“ 
beibehalten werden. 
13. Spiegelstrich:

Für den Bereich der Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie ist die Angabe der 
Diagnose ausreichend, denn die 
Differentialdiagnostik kann in der Regel nur 

 Danach soll die Angabe 
der Leistsymptomatik nach Maßgabe des 
Heilmittelkataloges anzugeben sein. Diese 
Regelung ist zu streichen. 

Kenntnisnahme. Spiegelstriche 
werden durch Buchstaben ersetzt. 
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der behandelnde Therapeut/die 
behandelnde Therapeutin nach 
eingehender Befunderhebung vornehmen. 

BHV 12. Spiegelstrich: 

 

Physikalischen Therapie 
ersetzen durch Physiotherapie 

 
13. Spiegelstrich:

 

 Die konkrete Diagnose 
mit Therapieziel(en)… 

 
14. Spiegelstrich:

 

 ggf. die medizinische 
Begründung…. 

 
 
 
 
 
 
 
 
15. Spiegelstrich:

 

 soweit erhoben, 
spezifische… 

16. Spiegelstrich:

Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung 
angezeigt.Begründung s.o. 

 Streichung des 
Spiegelstrichs (in §13 Abs. 2 Satz 3 
geregelt) 

 

Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 

Bei Verordnungen außerhalb des 
Regelfalls ist stets eine 
Begründung erforderlich, so dass 
mit dem Vorschlag der BHV ein 
nicht zulässiger 
Ausnahmetatbestand einherginge. 

Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 

 

Es sind stets alle einschlägigen 
Angaben zu machen, d. h. 
spezifische Befunde immer dann, 
wenn sie relevant sind und 
erhoben wurden. Eine Ergänzung 
der Regelung ist daher 
entbehrlich.  

 

Kenntnisnahme. Änderungsbedarf 
angezeigt. Spiegelstrich 
gestrichen. 

dba 13. Spiegelstrich: 

 

Die konkrete Diagnose 
mit Therapieziel(en) nach Maßgabe des 
jeweiligen Heilmittelkataloges, ergänzende 
Hinweise (z. B. Befunde, Vor- und 
Begleiterkrankungen). Für [ ] die 
Ergotherapie ist zudem die 
Leitsymptomatik nach Maßgabe des 
Heilmittelkatalogs anzugeben. Die 
Therapieziele sind nur anzugeben, wenn 
sie sich nicht aus der Angabe der Diagnose 
und Leitsymptomatik ergeben. 

4. und16. Spiegelstrich:

Generelle Nummerierung der 
Spiegelstriche 

 Streichung des 4. 
Spiegelstrichs, da mit 16. identisch 

Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 
 
Die Angabe der Leitsymptomatik/ 
Schädigung/ Funktionsstörung ist 
auch bei der Stimm- Sprech- und 
Sprachtherapie grds. Bestandteil 
der ärztlichen Diagnostik und 
daher auf der ärztlichen 
Verordnung anzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Spiegelstriche 
werden durch Buchstaben ersetzt. 
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Bill 
Die Frequenzempfehlung wird nach § 16 
Abs. 2 zur Frequenzanordnung. Denn 
hiervon darf nur abgewichen werden in 
Absprache mit dem verordnenden Arzt. 
Hier sollte nach meiner Auffassung die 
Richtlinie eindeutig klarstellen, ob die 
Frequenz eine Empfehlung ist oder eine 
ärztliche Anordnung/Weisung. 

10. Spiegelstrich: Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 
 
Die im Heilmittel-Katalog 
enthaltenen Angaben zur 
Frequenz stellen eine Empfehlung 
an den Vertragsarzt dar. Die auf 
dieser Grundlage vom 
Vertragsarzt ausgewählte 
Frequenz ist gegenüber dem 
Therapeuten als Frequenz-
anordnung anzusehen, von der 
nur in Abstimmung mit dem 
verordnenden Arzt abgewichen 
werden kann. Da sich die 
Regelung der Heilmittel-RL 
vordergründig an den 
verordnenden Arzt richtet, muss 
es bei der Terminologie 
„Frequenzempfehlung“ bleiben. 
 

 C. Zusammenarbeit zwischen 
Vertragsärztinnen und Vertragsärzten 
und Heilmittelerbringern 

 

dba C. Zusammenarbeit zwischen 
Vertragsärztinnen und Vertragsärzten und 
Heilmittelerbringerinnen und 
Heilmittelerbringern 

Kenntnisnahme. Genderung im 
Richtlinientext angezeigt und 
umgesetzt.  
 

 § 15 Beginn der Heilmittelbehandlung  

ZFD In Absatz 1 ist der Zeitraum bis zum Beginn 
der Behandlung auf einheitlich 14 
Kalendertage für alle Therapien festgelegt 
worden.  Im Bereich der Podologie sind die 
meisten der Patienten, Langzeitpatienten 
(chronisch Erkrankte). Das Problem 
besteht darin, dass gegebenenfalls 
innerhalb von 14 Tagen nach Ausstellung 
der Verordnung kein freier 
Behandlungstermin zur Verfügung gestellt 
werden kann. Der Patient, der oftmals 
mobil eingeschränkt ist, müsste erneut 
seinen Arzt aufsuchen, um die Verordnung 
korrigieren zu lassen.   Das war auch der 
Hintergrund für die festgeschriebene 28-
Tageregelung im Bereich der Podologie. 
Der formelle Mehraufwand sowohl für den 
Patienten als auch für den Arzt und den 
Therapeuten würde entfallen. 
 
Wir bitten daher die 28-Tageregelung 
beizubehalten.  

Kenntnisnahme. Änderungsbedarf 
angezeigt. Zusatz „,bei Podologen 
innerhalb von 28 Tagen“ 
hinzugefügt.  
 
Die in der HeilM-RL vorgesehene 
Frequenz bei der Diagnosegruppe 
Diabetisches Fußsyndrom beträgt 
„alle 4 bis 6 Wochen“, so dass 
eine Frist für den spätesten 
Behandlungbeginn von 28 Tagen 
für angemessen und sachgerecht 
erscheint.  

VDP Bisher waren an dieser Stelle für die s.o. 
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Podologische Therapie 28 Tage 
festgeschrieben. Da der kürzeste 
Behandlungsabstand in der Regel bei 4 
Wochen liegt, sollten diese 28 Tage (vom 
Ausstellungsdatum bis zum 
Behandlungsbeginn) für den podologischen 
Bereich unbedingt bleiben. 

 §16 Durchführung der 
Heilmittelbehandlung 
Abs. 1 

 

dbs Hierzu verweisen wir auf unsere 
Ausführungen zu § 13 Abs. 1. 

Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 
 
Aus Gründen der Rechtssicherheit 
und der Eigenschaft der ärztlichen 
Verordnung als Urkunde ist – 
abgesehen von den in § 16 Abs. 2 
und 5. genannten Ausnahmen – 
stets eine erneute Arztunterschrift 
zwingend erforderlich.  

BHV Formulierungsvorschlag zu Satz 2: Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 

 
Fehlende Angaben kann die Therapeutin 
oder der Therapeut nachtragen, wenn sie 
oder er dies zuvor mit der Vertragsärztin 
oder dem Vertragsarzt verabredet hat. Die 
einvernehmliche Änderung ist von dem 
Therapeuten oder der Therapeutin auf dem 
Verordnungsvordruck zu dokumentieren. 

 
Aus Gründen der Rechtssicherheit 
und der Eigenschaft der ärztlichen 
Verordnung als Urkunde ist – 
abgesehen von den in § 16 Abs. 2 
und 5. genannten Ausnahmen – 
stets eine erneute Arztunterschrift 
zwingend erforderlich. 

dba Siehe Stellungnahme zu §13 (1) Satz2 Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 

     § 19 Bewegungstherapie 
Abs. 3 

 

BHV Ergänzung in Nr. 3: Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 

 Krankengymnastische 
Behandlungstechniken dienen dazu, 
Strukturen und Funktionen zu verbessern, 
Aktivitäten einzuüben und unter 
Einbeziehung der individuellen 
Kontextfaktoren Partizipation (Teilhabe) zu 
ermöglichen. 

 
Der Teilhabe- bzw. Partizipations-
begriff der ICF sowie des 9. 
Sozialgesetzbuches umfasst 
Aspekte, die nicht Gegenstand 
der Heilmittelversorgung als 
Bestandteil der Krankenbe–
handlung nach § 27 SGB V sind. 
Die Einschränkung des 
Krankheitsbegriffs um die 
Teilhabe ist für eine Abgrenzung 
der Zuständigkeit anderer 
Sozialleistungsträger geboten 

        §35 Grundlagen 
Abs. 1 
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BHV Die Maßnahmen der Ergotherapie 
(Beschäftigungs- und Arbeitstherapie) 
dienen der Wiederherstellung, Entwicklung, 
Verbesserung, Erhaltung oder 
Kompensation der krankheitsbedingt 
gestörten motorischen, sensorischen, 
psychischen und kognitiven Funktionen, 
Strukturen und Aktivitäten und 
(Fähigkeiten) unter Berücksichtigung der 
Partizipation und der personen- und 
umweltbezogenen Kontextfaktoren. 

Kenntnisnahme. 
Richtlinienänderung angezeigt. 
 
Der Teilhabe- bzw. Partizipations-
begriff der ICF sowie des 9. 
Sozialgesetz–buches umfasst 
Aspekte, die nicht Gegenstand 
der Heilmittelversorgung als 
Bestandteil der Kranken-
behandlung nach § 27 SGB V 
sind. Die Einschränkung des 
Krankheitsbegriffs um die Teil-
habe ist für eine Abgrenzung der 
Zuständigkeit anderer Sozial-
leistungsträger geboten. 

 

A-5.3.3 Stellungnahmen bzw. Vorschläge für Richtlinien-Änderungen, die nicht 
Gegenstand des aktuellen Stellungnahmeverfahrens waren 

Die folgenden Stellungnahmen beziehen sich auf weitere Aspekte, die nicht Gegenstand des 
Stellungsnahmeverfahrens waren.  

Org. Stellungnahme oder Änderungs-
vorschlag 

 

 § 7 Verordnung im Regelfall; Erst- und 
Folgeverordnung 
Abs. 5 

 

BHV Formulierungsvorschlag zu Satz 1:

 

 
Rezidive oder neue Erkrankungsphasen 
können die Verordnung von Heilmitteln als 
erneuten Regelfall auslösen, wenn nach 
einer Heilmittelanwendung ein 
behandlungsfreies Intervall von 12 6 
Wochen abgelaufen ist. 

Ein behandlungsfreies Intervall von 12 
Wochen wird auch weiterhin abgelehnt. 

Das behandlungsfreie Intervall 
wurde 2004 einheitlich von 6 auf 
12 Wochen verlängert und den 
anderen Heilmittelbereichen 
angepasst. 
 
Eine Änderung des 
behandlungsfreien Intervalls war 
nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. 
Darüber hinaus ist eine 
medizinisch notwendige 
Versorgung unterbrechungsfrei 
über Heilmittelverordnungen 
außerhalb des Regelfalls 
gewährleistet. 
 

 § 7 Verordnung im Regelfall; Erst- und 
Folgeverordnung 
Abs. 10 

 

VDP Ergänzung Podologische Therapie Die Ergänzung der 
Podologischen Therapie ist 
aufgrund der Systematik der 
Heilmittel-RL nicht geboten, da 
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Org. Stellungnahme oder Änderungs-
vorschlag 

 

bei Vorliegen des Diabetischen 
Fußsyndroms keine 
Gesamtverordnungsmenge des 
Regelfalls zugrunde gelegt wird. 

BHV Formulierungsvorschlag zu Satz 1:
Die maximale Verordnungsmenge bei Erst- 
und Folgeverordnungen beträgt bis zum 

  

Erreichen der Gesamtverordnungsmenge 
jedes Regelfalls in der 
- Physikalischen Therapie Physiotherapie 
bis zu sechs zehn 

Die Einführung einer maximalen 
Verordnungsmenge bei Erst- 
und Folgeverordnungen wurde 
2004 als sinnvolles Instrument 
der Qualitätssicherung einge-
führt. Eine zwischenzeitliche 
Überprüfung nach 6 bis 10 
Einheiten wird als sehr wichtig 
eingeschätzt. Dies betrifft 
einerseits die medizinischen 
Befunde und andererseits auch 
die Beurteilung der Motivation 
und Mitarbeit der Patientin oder 
des Patienten. 
 
Die Verwendung des Begriffs 
„physikalische Therapie“ 
orientiert sich am Wortlaut des 
§ 124 Abs. 1 SGB V  
 
Eine Änderung der zulässigen 
Gesamtverordnungsmenge war 
nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. 

 § 11 Ort der Leistungserbringung 
Abs. 1 

 

Bill Es müsste eine Klarstellung erfolgen, dass 
auch eine Behandlung außerhalb der Praxis 
des Therapeuten möglich ist, wenn dies aus 
medizinischen Gründen zweckmäßig ist, 
der Patient dies ausdrücklich wünscht und 
bereit ist, entstehende Kosten selber zu 
tragen.  

Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 
 
Die Schaffung eines Wunsch- 
und Wahlrechtes des 
Versicherten hinsichtlich des 
Ortes der Leistungserbringung 
war nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. 
Darüber hinaus läuft der 
Änderungswunsch der in § 124 
Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 SGB V 
normierten Praxisbindung 
zuwider. 

 § 12 Auswahl der Heilmittel 
Abs. 2 

 



A TRAGENDE GRÜNDE UND BESCHLUSS 

 

41 

Org. Stellungnahme oder Änderungs-
vorschlag 

 

dbs Es muss sicher gestellt sein, dass z.B. eine 
Verordnung von Physiotherapie neben 
einer Verordnung von Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie möglich ist und sich diese 
nicht ausschließen (so wie dies in § 12 Abs. 
8 geregelt ist); § 12 Abs. 2 erweckt jedoch 
einen anderen Eindruck. 

Die Änderung der Regelung des 
§ 12 Abs. 2 war nicht 
Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. Die 
Heilmittel-Richtlinie lässt eine 
Verordnung von Heilmitteln aus 
unterschiedlichen Abschnitten 
des Heilmittelkataloges bei 
Vorliegen der jeweiligen 
Indikationen ausdrücklich zu. 

dba Formulierungsvorschlag: Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 

 Bei gegebener 
Indikation (Physikalische Therapie und 
Ergotherapie) richtet sich die Auswahl der 
zu verordnenden Heilmittel nach dem 
jeweils therapeutisch im Vordergrund 
stehenden Behandlungsziel. 

Die Änderung der Regelung des 
§ 12 Abs. 2 war nicht 
Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. 
Darüber hinaus richtet sich auch 
bei Maßnahmen der Stimm- 
Sprech- und Sprachtherapie die 
Auswahl der zu verordnenden 
Heilmittel nach dem jeweils 
therapeutisch im Vordergrund 
stehenden Behandlungsziel.  

 § 12 Auswahl der Heilmittel 
Abs. 5 

 

BHV Ergänzung des 1. Spiegelstrichs:
- die Patientin oder der Patient bei 

komplexen Schädigungsbildern oder 
als Palliativpatientin oder als 
Palliativpatient einer intensiveren 
Heilmittelbehandlung bedarf und die 
therapeutisch erforderliche 
Kombination von drei oder mehr 
Maßnahmen synergistisch sinnvoll 
ist, 

  Die Änderung der Regelung des 
§ 12 Abs. 2 war nicht 
Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. 
Heilmittelverordnungen im 
Rahmen der Spezialisierten 
Ambulanten  Palliativversorgung 
sind nicht Gegenstand der 
vertragsärztlichen Versorgung 
sondern sind in Einzelverträgen 
nach § 132d SGB V zu regeln. 
Sie unterliegen nicht dem 
Genehmigungsverfahren der 
Heilmittel-Richtlinie. 
Palliativdiagnosen im 
Allgemeinen sind bereits über 
den Begriff der chronischen 
Erkrankung erfasst. 
Patienten mit einer Palliativ-
diagnose sind von § 12 Abs. 5 S. 
1 Spiegelstrich 1 umfasst. 

 § 12 Auswahl der Heilmittel 
Abs. 8 
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Org. Stellungnahme oder Änderungs-
vorschlag 

 

dba Formulierungsvorschlag zu Satz 1:

 

 Die 
gleichzeitige Verordnung von Heilmitteln 
aus den verschiedenen Abschnitten des 
Heilmittelkataloges (z. B. gleichzeitige 
Verordnung von Maßnahmen der 
Physikalischen Therapie und Maßnahmen 
der Stimm-, Sprech- und Sprachtherapie 
oder Maßnahmen der Ergotherapie und 
Maßnahmen der Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie oder Maßnahmen der 
Physikalischen Therapie und Maßnahmen 
der Ergotherapie) ist bei entsprechender 
Indikation zulässig. 

 

Die Änderung der Regelung des 
§ 12 Abs. 8 war nicht 
Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. Die 
vorgeschlagene Umformulierung 
des Klammerzusatzes ist 
aufgrund unterschiedlicher 
Verordnungsvordrucke nicht 
sinnvoll. 

 § 13 Verordnungsvordruck 
Abs. 1 

 

dbs „Änderungen und Ergänzungen der 
Heilmittelverordnung bedürfen .... einer 
erneuten Arztunterschrift mit 
Datumsangabe“. 
Hier muss es möglich sein, dass der 
Therapeut/die Therapeutin die Verordnung 
nach Rücksprache mit dem behandelnden 
Arzt ergänzt/ändert. Ein erneutes 
Aufsuchen des (Fach-)Arztes durch den 
Patienten mit der Bitte um 
Korrektur/Ergänzung der Verordnung ist 
unwirtschaftlich und verzögert die 
notwendige Therapie ggf. sogar in 
medizinisch nicht vertretbarer Weise. 

Die Änderung der Regelung des 
§ 12 Abs. 8 war nicht 
Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. 
Zudem ist ein erneuter 
Arztbesuch nicht zwingend 
erforderlich, wenn die Änderung 
der Verordnung ggf. in einem 
elektronischen bzw. schriftlich-
postalischen Verfahren erfolgt 
und eine erneute Arztunterschrift 
sichergestellt ist.  

BHV Formulierungsvorschlag zu Satz 3:   
Änderungen und Ergänzungen der 
Heilmittelverordnung bedürfen mit 
Ausnahme der Regelung nach § 16 Absatz 
1, 2 und 4 5 einer erneuten Arztunterschrift 
mit Datumsangabe. 

dba Formulierungsvorschlag zu Satz 3: Kenntnisnahme. Keine 
Richtlinienänderung angezeigt. 

 
Änderungen und Ergänzungen der 
Heilmittelverordnung bedürfen bei Fehlen 
der Diagnose, Leitsymptomatik, ggf. 
Spezifizierung des Therapieziels, Art des 
Heilmittels, Anzahl der Therapieeinheiten 
mit Ausnahme der Regelung nach § 16 
Absatz 1 und 4 einer erneuten 
Arztunterschrift mit Datumsangabe. 

 
Die Änderung der Regelung war 
nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. Die 
Notwendigkeit einer 
Einschränkung der 
erforderlichen Angaben ist 
zudem nicht begründet worden. 
 

 §16 Durchführung der Heilmittel-
behandlung 
Abs. 3 
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Org. Stellungnahme oder Änderungs-
vorschlag 

 

dbs Die Regelungen zur 
Behandlungsunterbrechung gehen im 
Bereich der Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie an der Lebenswirklichkeit 
vorbei. Daher muss es weiterhin möglich 
sein, in den Rahmenverträgen nach § 125 
SGB V Ausnahmetatbestände zu 
definieren. 

Die Änderung der Regelung war 
nicht Gegenstand der Richtlin-
ienänderung bzw. des Stellung-
nahmeverfahrens. Die Notwen-
digkeit für eine Sonderregelung 
in der Stimm-,Sprech-, Sprach-
therapie wurde nicht begründet. 

dba Formulierungsvorschlag: Die Änderung der Regelung war 
nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. Aus 
medizinischer Sicht ist eine 
Verlängerung der Unterbrech-
ungszeiten nicht zu befürworten. 

 Wird die 
Behandlung länger als 14 Kalendertage 
unterbrochen, verliert die Verordnung ihre 
Gültigkeit. Dies gilt nicht für die Verordnung 
von Maßnahmen der Stimm-, Sprech-, 
Sprachtherapie und Maßnahmen der 
Podologischen Therapie. 

 § 18 Massagetherapie 
Abs. 2 

 

BHV Nr. 7: Die Änderung der Regelung war 
nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. Aus 
medizinischer Sicht sind 
Bandagesets nicht gerechtfertigt, 
da es sich hierbei um mehrteilige 
Sets handelt, die 
unterschiedliche Materialien 
enthalten und daher für den 
konkreten Behandlungsfall nicht 
geeignet bzw. ggf. 
unwirtschaftlich sind. 

 Ersetzen des Wortes: 
Kompressionsbinden durch Bandagesets 

 § 21 Elektrotherapie 
Abs. 2  

 

BHV Ergänzung in Nr. 1: Die Änderung der Regelung war 
nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens.  

 Elektrotherapie unter 
Verwendung konstanter galvanischer 
Ströme oder unter Verwendung von 
Stromimpulsen (z. B. diadynamische 
Ströme, Iontophorese mittelfrequente 
Wechselströme, Interferenzströme) 

Die Iontophorese ist eine 
besondere Form der 
Elektrotherapie und fällt unter die 
Sonderregelung für die 
ostdeutschen Bundesländer, 
soweit dies vertraglich vereinbart 
ist. Auf der Verordnung ist 
Elektrotherapie zu verordnen. 
Eine Nennung aller Verfahren in 
einer beispielhaften Klammer- 
Aufzählung ist nicht erforderlich. 

 § 27 Grundlagen 
Abs. 3 und 4 

 

VDP Die Abtragung von Ulcusrändern und die Die Änderung der Regelung war 
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Org. Stellungnahme oder Änderungs-
vorschlag 

 

Mitbehandlung eines eingewachsenen 
Nagels sollte auf ärztliche Anweisung 
möglich sein. Dies sind tägliche 
Praxisgegebenheiten und sollten so auch in 
die Heilmittel-Richtlinie aufgenommen 
werden. Der Podologe verfügt aufgrund 
seiner qualifizierten Ausbildung über die 
fachliche Qualifikation (u.a. Skalpelltechnik 
zur schonenden Abtragung von 
Hyperkeratosen und somit auch 
Wundrändern), die praktischen Kenntnisse 
sowie die vorhandenen Hygienestandards. 

nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. Die 
Behandlung von Hautdefekten 
und Entzündungen sowie von 
eingewachsenen Zehennägeln 
ist aufgrund des Vorliegens 
eines medizinischen Eingriffs 
unter Bestandteil der ärztlichen 
Leistung. 

 § 29 Ärztliche Diagnostik bei 
Fußschädigungen durch Diabetes 
mellitus (diabetisches Fußsyndrom) 

 

VDP Hier stellt sich die Frage, was mindestens 
auf der Heilmittelverordnung vom Arzt 
dokumentiert sein muss? Reicht Diabetes 
mellitus und DFS aus? Muss unter 
Diagnose mit Leitsymptomatik ebenfalls 
Angiopathie und/oder Neuropathie stehen? 
Oder auch Werte? 

Bei Vorliegen des Diabetischen 
Fußsyndroms ist die Diagnose 
sowie die Leitsymptomatik nach 
Maßgabe des Heilmittel-
kataloges über den Indikations-
schlüssel eindeutig anzugeben 
(z.B. DFa). Daneben sind die 
Diagnose sowie auch die 
Therapieziele – soweit sie sich 
nicht bereits aus der Angabe der 
Diagnose und Leitsymptomatik 
ergeben – so konkret wie 
möglich anzugeben. 

 §34 Ärztliche Diagnostik bei Stimm- , 
Sprech-, Sprach- und Schluckstörungen 
Abs. 2 

 

BHV Formulierungsvorschlag zu Satz 2: Die Änderung der Regelung war 
nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. Eine 
Spezifizierung der 
Fremdbefunde ist nicht 
erforderlich. 

 Dabei 
können auch Fremdbefunde (unter 
Einschluss der logopädischen Befundung) 
berücksichtig werden. 

 §34  
Abs. 4 

 

BHV Ergänzung in Nr. 1b, 2b, 3b, 4b jeweils als 
weiteren Spiegelstrich: 

Die Änderung der Regelung war 
nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. Die 
logopädische Befunderhebung 
ist nicht einschlägig, da sich die 
Regelung auf Maßnahmen der 
ärztlichen Diagnostik bezieht. 

- logopädische 
Befundung 

 F. Maßnahmen der Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie 
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Org. Stellungnahme oder Änderungs-
vorschlag 

 

dba F.Maßnahmen der Stimm-, Sprech- und 
Sprach- und Schlucktherapie 

Die Änderung der Regelung war 
nicht Gegenstand der 
Richtlinienänderung bzw. des 
Stellungnahmeverfahrens. Die 
Schlucktherapie ist keine 
eigenständige Therapie, sondern 
bei Vorliegen von begleitenden 
Schluckstörungen im Rahmen 
der Stimm-, Sprech- oder 
Sprachtherapie abgedeckt. 

 

 

 

Berlin, den 20. Januar 2011 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
Der Vorsitzende 

 
 

Dr. Hess 
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A-6 Beschluss 
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A-7 Anhang 

A-7.1 Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens 
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A-7.2 Organisationen mit Stellungnahmeberechtigung 
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A-7.3 Schreiben an die zur Stellungnahme berechtigten Organisationen 
nach § 92 Abs. 6 S.2 SGB V 
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A-7.4 Schreiben an die Bundesärztekammer 
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A-7.5 Erläuterungen für die Stellungnehmer 
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[Tragende Gründe zum Beschluss vom 17.12.2009 zur Einleitung eines 
Stellungnahmeverfahrens werden von GF eingefügt] 
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A-7.6 Schreiben des BMG vom 15.05.2008 
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A-7.7 Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Abs. 1 SGB V 

Hier Schreiben des BMG einstellen. 

 

A-7.8 Veröffentlichung des Beschlusses im Bundesanzeiger 

Hier BAnz-Veröffentlichung einstellen. 
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B Dokumentation der Positionen im Beratungsverfahren 

 

Die inhaltliche Bearbeitung umfasste die drei Schwerpunktthemen:  

1. Langfristige Heilmittelverordnung für Menschen mit schwerwiegenden, 
dauerhaften Behinderungen (§ 8 Abs. 4 und 5 HeilM-RL): 

Zusammenhang zwischen langfristiger Genehmigung im Sinne einer Statuserhebung und 
Verordnung, insbesondere bei Kassen, die auf eine Genehmigung verzichten (§ 8 Abs. 4 und 
5 HeilM-RL).  

Dissent war zwischen GKV-SV einerseits und DKG, KBV, PatV andererseits die Regelung 
des Verfahrens zur langfristigen Heilmittelverordnung.  

 

Position des GKV-SV 
§ 8 der HeilM-RL – Verordnung außerhalb des Regelfalls 

(4) 1Begründungspflichtige Verordnungen sind der zuständigen Krankenkasse vor 
Fortsetzung der Therapie zur Genehmigung vorzulegen. 2Nach Vorlage der Verordnung 
durch die oder den Versicherten übernimmt die Krankenkasse die Kosten des Heilmittels 
unabhängig vom Ergebnis der Entscheidung über den Genehmigungsantrag, längstens 
jedoch bis zum Zugang einer Entscheidung über die Ablehnung der Genehmigung. 
3Verzichtet die Krankenkasse auf ein Genehmigungsverfahren hat dies die gleiche 
Rechtswirkung wie eine erteilte Genehmigung. 4Sie informiert hierüber die 
Kassenärztliche Vereinigung. 
 

(5) 1Auf ärztlich zu begründenden Antrag der oder des Versicherten entscheidet die 
Krankenkasse darüber, ob und in welchem Umfang die oder der Versicherte wegen der 
sich aus der ärztlichen Begründung ergebenden besonderen Schwere und Langfristigkeit 
ihrer oder seiner funktionellen/strukturellen Schädigungen, der Beeinträchtigungen der 
Aktivitäten und des nachvollziehbaren Therapiebedarfs einen langfristigen 
Heilmittelbedarf hat. 2In diesen Fällen kann die Genehmigung eines Heilmittelbedarfes 
zeitlich befristet werden, soll aber mindestens ein Jahr umfassen. 3Verordnungen für 
bereits langfristig genehmigte Heilmittelleistungen nach diesem Absatz bedürfen keiner 
erneuten Begründung im Sinne von Absatz 1 Satz 2. 
 

Um der Krankenkasse in diesen Fällen eine geeignete Grundlage für die Feststellung und 
Genehmigung eines langfristigen Heilmittelbedarfs zu ermöglichen, ist neben der 
vertragsärztlichen Begründung zum Verordnungsbedarf außerhalb des Regelfalls auch eine 
ärztliche Begründung zur besonderen Schwere und Langfristigkeit der 
funktionellen/strukturellen Schädigungen, der Beeinträchtigungen der Aktivitäten und des 
daraus resultierenden konkreten Therapiebedarfs erforderlich.  

Für die nachfolgenden, im Rahmen der langfristigen Genehmigung ausgestellten 
Verordnungen außerhalb des Regelfalls ist eine separate ärztliche Begründung mit 
prognostischer Einschätzung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 dann nicht mehr erforderlich. 
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Ausgehend von dem Ziel, einen möglichst breiten Konsens zu erreichen, hatte der 
Vorsitzende am 19.06.2009 einen eigenen begründeten Vorschlag für eine 
Richtlinienänderung eingebracht:  

Vorschlag des Vorsitzenden 
Begründung zur Änderung der Heilmittel-Richtlinien zu § 8 Verordnung außerhalb des 
Regelfalls 

Die Heilmittel-Richtlinien differenzieren in § 7 (alt: 11.2-11.4) zwischen der Erst- und 
Folgeverordnungen im Regelfall innerhalb einer grundsätzlich als ausreichend angesehenen 
Gesamtverordnungsmenge und einer ausnahmsweise zulässigen Verordnung außerhalb des 
Regelfalls insbesondere bei langfristig notwendigen Verordnungen, die aufgrund einer 
ergänzenden Diagnostik einer besonderen Begründung mit prognostischer Einschätzung 
bedarf. 

Den Übergang von der Heilmittelverordnung im Regelfall zu Folgeverordnungen im 
Ausnahmefall bildet das Genehmigungsverfahren des § 8 (alt: 11.5). An diesem 
Genehmigungsverfahren wird festgehalten, weil die Differenzierung zwischen Regelfall und 
Ausnahmefall und die besondere Begründungspflicht für eine Fortsetzung der Verordnungen 
sonst nicht hinreichend plausibel ist und vor allem medizinisch notwendige 
Folgeverordnungen wegen nicht hinreichender Absicherung der Leistungspflicht der 
Krankenkasse unterbleiben würden. 

Verzichtet daher eine Krankenkasse auf die Durchführung des Genehmigungsverfahrens 
muss sie diesen Verzicht als Genehmigung gegen sich gelten lassen. Anderenfalls würde 
weder der Versicherte noch der behandelnde Arzt wissen, welche Konsequenzen die 
Krankenkasse für ihre Leistungspflicht aus der vom Arzt für die Fortsetzung der 
Heilmitteltherapie gegebenen besonderen Begründung ableitet. 

Die ausdrücklich oder durch Verzicht auf das Genehmigungsverfahren generell erteilte 
Genehmigung einer Verordnungsmöglichkeit zu Lasten der Krankenkassen über den 
Regelfall hinaus erfolgt gegenüber dem Versicherten. Daraus resultiert ein Anspruch des 
Versicherten gegenüber seinem behandelnden Vertragsarzt auf deren Bewirkung. Das 
Genehmigungsverfahren ist deswegen rechtlich in den Rahmen des § 12 Abs. 1 Satz 2 
SGBV einzuordnen: Leistungen, die nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind, können 
Versicherte nicht beanspruchen, dürfen die Leistungserbringer nicht bewirken und die 
Krankenkassen nicht bewilligen. 

Die Genehmigung der Krankenkasse beinhaltet rechtlich demnach die Bewilligung im Sinne 
des § 12 Abs. 1 Satz 2 SGB V. Dies schließt die Berufung der Krankenkasse auf 
Unwirtschaftlichkeit einer einzelnen Heilmittelverordnung grundsätzlich aus. Für die 
Wirtschaftlichkeitsprüfung nach § 106 SGB V hat dies folgende Konsequenzen: 

1. Bei einer Richtgrößenprüfung legt § 106 Abs. 5a S. 3 SGB V aber gesetzlich fest, dass 
bei einer Überschreitung des Richtgrößenvolumens für Heilmittel um mehr als 25 vH der 
Vertragsarzt nach Feststellung durch die Prüfungsstelle den sich daraus ergebenden 
Mehraufwand den Krankenkassen zu erstatten hat, soweit dieser nicht durch 
Praxisbesonderheiten begründet ist. Die Genehmigung von Heilmittelverordnungen als 
solche begründet keine Praxisbesonderheit. Dafür ist vielmehr nach der Rechtsprechung der 
Sozialgerichte eine Besonderheit in der Ausrichtung der Praxis auf die Behandlung 
besonders schwieriger Krankheitsbilder etc. erforderlich.  

Die jetzt vorgesehene Entscheidung der Krankenkasse, auf Antrag ihres Versicherten bei 
einer schwerwiegenden irreversiblen Behinderung eine Langzeittherapie zu genehmigen, hat 
demgegenüber Auswirkungen auf die Feststellung von Praxisbesonderheiten, weil eine 
Konzentration der Behandlung solcher schwerwiegender Behinderungen in einer Praxis der 
auch von der Rechtsprechung des BSG anerkannte typische Fall einer anzuerkennenden 
Praxisbesonderheit ist.  
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Die entsprechenden Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeitsprüfung kann aber nicht der 
G-BA in seinen Heilmittel-Richtlinien regeln. Hierfür enthält vielmehr § 106 Abs. 5a S 6-10 
SGB V idF GKV-WSG spezifische gesetzliche Regelungen, die eine Vorgabe durch 
Richtlinien des G-BA, was als Praxisbesonderheit im Sinne dieser Regelung vorab 
anzuerkennen und von dem Überschreitungsvolumen abzuziehen ist, nicht gestatten. Die 
Vertragspartner des BMV sind aber ihrerseits rechtlich in der Lage über § 84 Abs. 7 S. 5 und 
6 SGB V Vorgaben zur altersmäßigen Gliederung der Patientengruppen und den 
Krankheitsarten oder Empfehlungen zur Anerkennung von Praxisbesonderheiten zu 
vereinbaren.   

2. Die regionalen Prüfvereinbarungen nach § 106 Abs. 3 SGB V enthalten entsprechend der 
zwischen KBV und GKV-Spitzenverband vereinbarte Bundes-Prüfrichtlinie nach § 106 
Abs. 2b SGB V im Rahmen der Stichprobenprüfung sowohl Einzelfallprüfungen als auch 
Prüfungen nach Durchschnittswerten. In der Einzelfallprüfung wirkt sich die Genehmigung 
aus, befreit für den Fall allerdings nicht vom Vorwurf der Unwirtschaftlichkeit, wenn sich in 
Relation der im betreffenden Einzelfall insgesamt erbrachten Leistungen (z. B. 
Arzneimittelverordnungen) Unwirtschaftlichkeiten ergeben. Bei Überschreiten des 
Fachgruppendurchschnitts im offensichtlichen Missverhältnis (ca 40 vH) kehrt sich nach der 
Prüfrichtlinie die Beweislast um. Dies gilt auch für Leistungsspartenvergleiche. Der 
Vertragsarzt muss jetzt die Wirtschaftlichkeit seiner Verordnungspraxis durch 
Praxisbesonderheiten nachweisen. Insoweit ist die Rechtslage vergleichbar mit der 
Richtgrößenprüfung. Dort für Heilmittelverordnungen anerkannte Praxisbesonderheiten 
würden auch für eine Stichprobenprüfung heranzuziehen sein.  

Die grundsätzliche Beibehaltung des Genehmigungsverfahrens mit der Folge der 
Genehmigung von Verordnungen außerhalb des Regelfalls und der Entscheidung über die 
Durchführbarkeit einer längerfristigen Therapie bei schwerwiegenden irreversiblen 
Behinderungen gewährleisten daher nach den Heilmittel-Richtlinien die notwendige 
Sicherheit einer längerfristigen Verordnungsmöglichkeit für den Versicherten. Die 
Regressgefahr für den Vertragsarzt wird insbesondere bei genehmigten Anträgen 
schwerbehinderter Patienten erheblich eingeschränkt; die systematisierte Berücksichtigung 
von Praxisbesonderheit als Vorwegabzug bei der Richtgrößenprüfung und einer 
Durchschnittsprüfung im Rahmen der Stichprobenprüfung sollte durch die Vertragspartner 
nach §§ 84, 106 SGB V geregelt werden.  

Die Patientenvertretung hält die im Änderungsentwurf enthaltene Lösung, wonach 
langfristige Verordnungen außerhalb des Regelfalls in besonderen Fällen von den 
Krankenkassen gesondert genehmigt werden, grundsätzlich für geeignet, das Problem zu 
verringern, dass Verordnungen aufgrund von Regressbefürchtungen von Ärztinnen oder 
Ärzten verweigert werden. Der ergänzende Vorschlag des Vorsitzenden wird unterstützt. 

Die vorbeschriebenen Änderungen von GKV-Spitzenverband und der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung wurden im Stellungnahmeverfahren nicht abgebildeten. Zur Begründung 
wird seitens der Rechtsabteilung des Gemeinsamen Bundesausschusses vertreten, dass ein 
Stellungnahmeverfahren nicht zur Klärung von Rechtsauffassungen diene. Dies spiegle sich 
bereits im Kreis der Stellungnahmeberechtigten wider. Der Vorsitzende ist der Auffassung, 
dass jedenfalls Rechtsfragen, die sich auf die Regelungszuständigkeit des  
G-BA beziehen, nicht in ein Stellungnahmeverfahren gegeben werden sollten. 

 

Die Patientenvertretung hält die im Änderungsentwurf enthaltene Lösung, wonach 
langfristige Verordnungen außerhalb des Regelfalls in besonderen Fällen von den 
Krankenkassen gesondert genehmigt werden, grundsätzlich für geeignet, das Problem zu 
verringern, dass Verordnungen aufgrund von Regressbefürchtungen von Ärztinnen oder 
Ärzten verweigert werden. Der ergänzende Vorschlag des Vorsitzenden wird unterstützt. 
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2. Regelung des Genehmigungsvorbehalts und Zusammenhang zwischen 
Genehmigung der Krankenkassen und Wirtschaftlichkeitsprüfung (§ 8 Abs. 6 
HeilM-RL): 

Aus Sicht der KBV ist die langfristige Genehmigung im Sinne einer Statuserhebung mit der 
Wirtschaftlichkeit verknüpft. Sie sieht die Statuserhebung getrennt von der Verordnung.  

Nach Ansicht der Kassenärztlichen Bundesvereinigung entfaltet die Genehmigung der 
Krankenkasse eine Bindungswirkung hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit der Verordnung im 
Sinne der §§ 12 Abs. 1 Satz 2 und 70 SGB V. Dies schließt nach Auffassung der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung die Berufung der Krankenkasse auf Unwirtschaftlichkeit einer 
einzelnen Heilmittelverordnung grundsätzlich aus. Diese Wirkung einer Genehmigung durch 
die Krankenkasse soll die Regelung des § 8 Abs. 6 S. 1 u. 2 sicherstellen:  

Position der KBV 
Die KBV hält an ihrer Position fest: die letzten beiden Sätze des § 8 der HeilM-RL (hier 
gefasst in § 8 Abs. 6) sind unbedingt erforderlich: 
 

§ 8 der HeilM-RL – Verordnung außerhalb des Regelfalls 
(4) 1Begründungspflichtige Verordnungen sind der zuständigen Krankenkasse vor 

Fortsetzung der Therapie zur Genehmigung vorzulegen. 2Nach Vorlage der 
Verordnung durch die oder den Versicherten übernimmt die Krankenkasse die 
Kosten des Heilmittels unabhängig vom Ergebnis der Entscheidung über den 
Genehmigungsantrag, längstens jedoch bis zum Zugang einer Entscheidung über die 
Ablehnung der Genehmigung. 3Verzichtet die Krankenkasse auf ein 
Genehmigungsverfahren hat dies die gleiche Rechtswirkung wie eine erteilte 
Genehmigung. 4Sie informiert hierüber die Kassenärztliche Vereinigung.  

(5) 1Auf Antrag der oder des Versicherten entscheidet die Krankenkasse darüber, ob der 
oder dem Versicherten wegen der sich aus der ärztlichen Begründung ergebenden 
besonderen Schwere und Langfristigkeit ihrer oder seiner funktionellen/strukturellen 
Schädigungen, der Beeinträchtigungen der Aktivitäten und des nachvollziehbaren 
Therapiebedarfs die insoweit verordnungsfähigen  Leistungen in dem insoweit 
verordnungsfähigen Umfang langfristig genehmigt werden können. 2Die 
Genehmigung kann zeitlich befristet werden, soll aber mindestens ein Jahr umfassen. 

(6)  

Der im Jahr 2000 erreichte Konsens (siehe auch Position des GKV-SV) wurde auf der 
Grundlage der damals neu in Kraft getretenen Heilmittelrichtlinie erzielt und basierte somit 
auf völlig anderen rechtlichen Grundlagen. Insbesondere wurden zum damaligen Zeitpunkt 
noch keine Richtgrößen für Heilmittel vereinbart, sodass keine Richtgrößenprüfungen für 
Heilmittel durchgeführt wurden. Auch konnten Arzneimittel- und Heilmittelverordnungen im 
Rahmen der Wirtschaftlichkeitsprüfung noch gegeneinander aufgerechnet werden. Darüber 
hinaus war zum Zeitpunkt des Konsenses nicht absehbar, dass 90 % aller Krankenkassen 
auf die Genehmigung der Verordnungen außerhalb des Regelfalls verzichten und sich somit 
einer wirtschaftlichen Mitverantwortung entziehen würden. Somit kann der damals erzielte 
Konsens heute keine Gültigkeit mehr beanspruchen, Folgerungen können hieraus keine 
mehr abgeleitet werden. 

1Die Leistungen, für die die Krankenkasse die Genehmigung erteilt, gelten als 
wirtschaftlich im Sinne der §§ 12 und 70 SGB V. 2Die Einhaltung der 
Gesamtwirtschaftlichkeit bleibt unberührt. 

Die vorbeschriebene Position der Kassenärztlichen Bundesvereinigung wurde im 
Stellungnahmeverfahren nicht abgebildet. Zur Begründung wird seitens der Rechtsabteilung 
des Gemeinsamen Bundesausschusses vertreten, dass ein Stellungnahmeverfahren nicht 
zur Klärung von Rechtsauffassungen diene. Dies spiegle sich bereits im Kreis der 
Stellungnahmeberechtigten wider. Der Vorsitzende ist der Auffassung, dass jedenfalls 
Rechtsfragen, die sich auf die Regelungszuständigkeit des G-BA beziehen, nicht in ein 
Stellungnahmeverfahren gegeben werden sollten. 
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Von Seiten des GKV-SV wird die Statuserhebung als solche nicht in Frage gestellt. Der 
GKV-SV vertritt die Rechtsauffassung, dass eine Aussage zur Feststellung der 
Wirtschaftlichkeit von Einzelverordnungen nicht Gegenstand der Richtlinien des G-BA sein 
kann und lehnt daher die von der KBV vorgeschlagene Regelung in § 8 Abs. 6 HeilM-RL ab:  

Position des GKV-SV 
Nach Ansicht des GKV-Spitzenverbandes kann die Neufassung des § 8 Abs. 4 und 5 keine 
Regelung zu Fragen der Wirtschaftlichkeit umfassen. Hierfür enthalten vielmehr §§ 84 Abs. 7 
S. 6 und 106 Abs. 5a S. 6-10 SGB V spezifische gesetzliche Regelungen, die eine Vorgabe 
durch den G-BA nicht gestatten. Nach Ansicht des GKV-Spitzenverbandes hat die 
Genehmigung bzw. der Verzicht auf die Genehmigung keine unmittelbaren Auswirkungen 
auf die Wirtschaftlichkeitsprüfungen nach § 106 SGB V. Er verweist dazu auf den bereits im 
Jahr 2000 im Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen erzielten Konsens, welcher im 
Jahre 2003 von der KBV in einem Schreiben (Schreiben vom 24.09.2003) an die damaligen 
Spitzenverbände der Krankenkassen nochmals bestätigt wurde. Inhalt des Kompromisses 
war, dass eine Genehmigung von Heilmittelverordnungen nicht die Feststellung der 
Wirtschaftlichkeit im Prüfverfahren vorwegnimmt. Seit Vereinbarung dieses Kompromisses 
anlässlich der Neufassung der Heilmittel-Richtlinien 2004 ist bis dato keine Änderung 
hinsichtlich der rechtlichen Einordnung der Heilmittel-Richtlinien im Verhältnis zum System 
der Wirtschaftlichkeitsprüfungen in der Heilmittelversorgung eingetreten. 

Im Rahmen von Wirtschaftlichkeitsprüfungen nach § 106 SGB V wird zwischen zwei Arten 
von Praxisbesonderheiten unterschieden: Kosten verordneter Heilmittel, die durch vorab 
anerkannte Praxisbesonderheiten bedingt sind, sollen gemäß § 106 Abs. 5a Satz 7 SGB V 
vor der Einleitung eines Prüfverfahrens von den Verordnungskosten eines Arztes abgezogen 
werden. Weitere Praxisbesonderheiten gemäß § 106 Abs. 5a Satz 8 SGB V ermittelt die 
Prüfungsstelle auf Antrag des Arztes im laufenden Prüfverfahren. 

Der Rechtsprechung des BSG zu Folge ist eine Konzentration der Behandlung von 
Personen mit schwerwiegenden Behinderungen und hohen Behandlungsbedarf der typische 
Fall einer anzuerkennenden Praxisbesonderheit. Das BSG nimmt Bezug auf die 
Zusammensetzung der Patientenklientel einer Arztpraxis, die in den Praxen der 
Vergleichsgruppe nicht in entsprechender Weise anzutreffen ist. Inwieweit sich die 
Zusammensetzung der Patientenklientel einer Arztpraxis von anderen unterscheidet, kann 
jedoch nicht vorab, sondern nur im Nachhinein feststellt werden. Vor diesem Hintergrund hält 
der GKV-Spitzenverband eine Anerkennung von Verordnungen für Menschen mit 
schwerwiegenden Behinderungen mit längerfristigem Heilmittelbedarf als weitere, im 
Einzelfall zu berücksichtigende Praxisbesonderheit gemäß § 106 Abs. 5a Satz 8 SGB V für 
sachgerecht, sofern in einer ärztlichen Praxis überdurchschnittlich viele betroffene Patienten 
behandelt werden. 

Eine Vorab-Anerkennung als Praxisbesonderheit wäre nur dann sachgerecht, wenn 
bestimmte Erkrankungsbilder stets mit einem definierten Heilmittelbedarf einhergingen. Dies 
ist aber selbst bei schwerwiegenden, irreversiblen Behinderungen nicht zwingend der Fall. 
Auch hier hängt der Heilmittelbedarf von den Ausprägungen der jeweiligen funktionellen/ 
strukturellen Schädigung ab und ist somit im Einzelfall zu beurteilen. 

 

Die DKG schloß sich der Position der KBV an.  

Die Patientenvertretung unterstützte die Position der KBV.  
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3. Heilmittelerbringung in Tageseinrichtungen für Kinder und Jugendliche: 
§ 11 Abs. 2 S. 3 u. 4 HeilM-RL ergänzt die bestehenden Regelungen zum Ort der 
Leistungserbringung um die Möglichkeit, dass die Behandlung außerhalb der Praxis ohne 
Verordnung eines Hausbesuches dann möglich ist, wenn es sich bei den Versicherten um 
Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres (ggf. darüber hinaus bis 
zum Abschluss der bereits begonnenen schulischen Ausbildung) handelt, die ganztägig in 
einer auf deren Förderung ausgerichteten Tageseinrichtung untergebracht sind. Die 
Heilmittelerbringung in diesen Einrichtungen hängt von der Feststellung des verordnenden 
Arztes ab, der den Behandlungsbedarf vor dem Hintergrund der besonderen Schwere und 
Langfristigkeit einer funktionellen/strukturellen Schädigung sowie möglicher 
Beeinträchtigungen der Aktivitäten (Fähigkeitsstörungen) feststellt.  

Die Altersbegrenzung in § 11 Abs. 2 S. 3 HeilM-RL wurde zwischen den Bänken konsentiert. 

Die Patientenvertretung votierte dagegen für eine Aufhebung der vorgesehenen 
Altersbegrenzung, begrüßte aber die Änderung im Übrigen. Die Möglichkeit der 
Leistungserbringung in Einrichtungen wird für Personen mit einer besonders schweren und 
langfristigen funktionellen und strukturellen Schädigung und Beeinträchtigung der Aktivitäten 
getroffen. Diese sollten von der Regelung auch noch nach der Vollendung des 18. 
Lebensjahrs profitieren können, beispielsweise wenn sie die Schule länger besuchen oder 
eine Tagesförderstätte besuchen.  

Auf Vorschlag der Patientenvertretung stimmte der UA VL am 08.12.2010 zu, einen Hinweis 
in den Tragenden Gründen aufzunehmen, dass es sich bei einer auf Förderung des oben 
genannten Personenkreises ausgerichteten Tageseinrichtung auch um eine Regelschule 
handeln kann, wenn diese die Voraussetzungen des § 11 Abs. 2 Satz 4 HeilM-RL erfüllt. 
Diese Regelung eröffnet insbesondere die Möglichkeit, unter Berücksichtigung des Art. 24 
UN-BRK (UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen) Heilmittel auch 
in Inklusionsschulen erbringen zu können.  
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